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Weihnachtliches aus dem Landtag 1u 1 
Weihnachten steht vor der Tür. Viele Men- 
schen freuen sich auf das Fest, für manche 
bedeutet es aber auch Stress und Hektik, die 
passenden Geschenke für die Lieben daheim 
zu finden. Wieder andere verbringen das 
Weihnachtsfest nicht zu Hause. sondern ma- 
chen Urlaub in den Bergen oder in südlichen 
Ländern. Und wie verbringen Abgeordnete 
und Mitarbeiter des Landtags das Weih- 
nachtsfest? 

Pastete und Rot- 
weincreme. 
Ebenfalls im Fami- 
ilienkreis verbringt 
Karla Frankus von 
der Pressedoku- 
mentation das 
Fest. Heiligabend U 
oibt es dieses Jahr ein kaltes 
Buffet, früher wurde aber immer K ~ I  rpfen ser- 

Keine Hektik im Weihnachtstrubel hat Charlot- viert An den beiden Feiertagen stehen Ver- 
te Kann (SPD). Die Feiertage verbringt sie wie wandtenbesuche auf dem Programm. Die 
jedes Jahr in den Bergen. Dieses Jahr ist das Weihnachtsgexhenke sind noch nicht alle bei- 
Allgäu ihr Ziel. Dort will Kann zwar nicht Ski fah- sammen, aber der fünfjährige Sohn bekommt 
ren, hom aber dennoch auf Schnee, denn sie einen Waggon für seine Spielzeugeisenbahn, 
möchte ausgedehnte Spaziergange machen. den er sich sehnlichst gewünscht hat 

Peter Keup vom Personalmanagement verleM 
Weihnachten ebenfalls wie gewohnt mit der Fa- 

I ImKr&derFunSäe-, milie, wobei seine Frau ~e ikabend auch noch 
ihren Geburtstaa feiert. Auch ein Kirchaana ist - 

eingeplant Äm 35. und 26. ~ezemberbeden 
Ganz traditionell verbringt dagegen Wilii Zyla- Eltern und Schwiegereltern besucht Die 
iew (CDU) die Weihnachtstage mit seiner Fami- Weihnachtsgeschenke wurden schon seit An- 
lie. Auf seinem Plan steht an Heiligabend auch fang November gekauft. so dass kurz vor Weih- 
ein Gonesdienstbesuch. Da er auch noch bei nachten keine Hektik mehr aufkommt 
der Caritas aktiv ist, hat er dieses Jahr die Auf- HansGeorg Schröder vom Ausschussassis- 
gabe übernommen, Heiligabend die Nachtwa- tenzdienct bleibt mit seiner Familie zu Hause. 
chen in den Altenheimen zu besuchen. Zylajew Heiligabend ist nachmimgs oder abends der 
freut sich auf ein paar freie Tage im Familien- &such eines ~ones-  
kreis dienstes vorgese- 
Landtagsvizepräsidentin Edith Müller (GRÜNE) hen. Mit dem Tru- 
verbringt das Fest .wie Millionen andere Men- beb um dle Weih- 
schen auch' im Kreise ihrer Familie. Für die na~htsgeschen- 
Feiertage hat sie nichts Besonderes einge- ke ist es bei 
plant Traditionell gibt es im Hause Müller Hei- schrödec 
ligabend frischen Aal. Die Geschenke sind =hon vorbei, 
noch nicht komplett, aber beim Kauf legt sie denn die (je- 
Wert darad keine .Verlegenheitsgeschenke' schenke sind 
zu machen, sondern denkt bei der Auswahl bereits voll- 

I auch an die Person des Beschenkten. 
Felix Becker (FDP) betrachtet Weihnachten 
auch mit einem weinenden Auge. denn di 
jüngste Tochter, die am 26. Dezember Ge 
burtstag feiert, verbringt das Fest in den 
USA. Der Rest der Familie bleibt Weihnach 
ten zu Hause, Heiligabend wird ein Gones- 
dienst besucht Wie in jedem Jahr gibt es 
auch 2001 an Heiligabend Königin- J,, JA .-m?zy:w \-.?-< . -F - 
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Wort und Widerwort 

Von Bemd Schulte (CW) 
lie Landesentwicklungsgesellschaft ist seit Ober dreißig Jahren eil 019 MnungmIm Konzern ein- der- ~ ~ i ~ ~ n l P r -  
ewährtes Instrument zur Umsetzung der Wohnungs-, Städtebau nehMhmnhdereu~ubkDaoLDndNRWY mmwRmentbstrO@db- 
nd Strukturpolitik des Landes. Von den 1 10 000 Wohnungen de :: ~ ~ ~ p ~ ~ t l < & d ~ L E G  kden--tM 

Zent öffentlich geforderte Sozialwohnunger 

I LEG-Unternehmensgmppe sind über 80 Pr0 LEG hat SI* W i h m  wpnnlcken ~unrsg. die wh- 
nungspolla des Landes zu unisrstulzen. weiienifwnt Ge- 

Dort leben rd. 350 000 Meter günstig und gu radedne lsndeselgene Mnungsgeuekhaii rnusabi d a  

Besonders engagiert ist das Unternehmen ii & 7 , " ~ ~ N 5 r f u 7 & . ~ ~ ~  Stadtteilen mit besonderem Emeuerungsbe Beuminlo(sr - oll die der 
darf und in Großsiedlungen: Hier betreut dii du& neue Immenm der ~e~~odgpowems&n und 
LEG 50 000 Mieter in über 16 000 Wohnun ~ w e r d e n . T e t r a c h . Y ~ , d a r s i n A ~ ~ ~ R l R O d < -  
gen in zwölf Stadten. Damit trägt die LE( sa"sder~~Wu-Wohmnr l le" t -~1g-18  
maßgeblich zur Stabilität des Wohnungs $ ~ g ~ ~ e ~ w ~ f i ~ d ~ l  
rnarktes und zur angemessenen Wohn , ~ w ~ i e e o ~ ~ ~ ~  
raurnversorgung breiter Schichten der Bevöl d~ LEG zu bedienen. h h  d i  LEG nutzte die w r l g -  

z8isphase zur Unleibing des Umbpvs des PoitA,k?a Abl&mg 
iuch bei der Eigentumsbildung fur untere und mittlere Einkorn ~ e ~ ~ ~ ~ d r ) ~ ~ $ ~ ~ ~ ~ ~ & ~ ~ g e ~ m ~  iensgnippen ist die LEG in besonderem Maße aktiv. In der Be „ „ - -W- 
tandsmodernisiening und im Neubau setzt die LEG okologischi m & m  dis LE On *1adesandsnrn m d ~  W- 
nd energetische Akzente: Allein in den letzten drei Jahren wurde1 W U- im - vend~cht  ~vrmatn -m 
6000 Wohnungen mit Hilfe des Energiesparprogramms des Lan ANpnKh mtflriQI WObnUrglpO(Mk eh Q w n -  
es an moderne Wohn- und Energieslandards angepasst ~ ~ d l e L E G ~ ~ ~ ~ ~ ~ n a a p p W l r b s a s n ~ d e  

i*rohzuLaPtsnder#irmoh~~~dteurohnu~aufstawlloh.ML.41avlb rls Dienstleister .rund um die Immobilie" ist die LEG in loh,rehehsn Mlhwllen -<ind 
ber 200 Projekten in NRW aktiv. Städtebauliche Entwicklungsma ~ ) l o b e n m f s ~ i v s l s s m o n r c h e n u n w ~ r d l g e n ~ ~ o b ~ ~ ~ -  
ahmen. die Sanierung und Vermarktung von kudte mamdeWAwngen, ohne dle e m w e d w d e  ~ ~ h g c h o ~ l G ~ ~ ~ W € n -  
,iebrachen als Treuhanderin der Grundstucksfonds des nienmg durch den -zu i m h  DsmltvaWz~ObBm F ( l ~ $ q ~  
er Bau und die Sanierung von Schulen, Ober den Mldem Md nisPriPB WohnqM ai SWmbi- 

:indergärten und Infrastruktureinrichtungen @ansobjekm AuohbnecniaideswndaCEUv6rmb 
l e l e n G N n d s m d c s l a i Q d w ~ i I s M & W ~ t  

eigen den Stellenwert des Unternehmens nickt ges~% ro*g aa Vläs lndwbwbmhm Wb.n 
i r  die Stadte und Gemeinden. lange ilegsn und Kinmnnur rnn MMlaisMlbvormmn 
lie LEG investiert zurzeit eine Milliarde Brauchen a u s ö i f e n t n d e n M l l s l n ~ d d e n M a i M g e ~  

lark in die Modernisierung ihres Woh- wrdenniisemda Lead nlohleJ MEimeHlge Wh 

ungsbestandea Hinzu kommen Investitio- gen ier, sondern äudi die auf Kmmunen odM W ~ a m u  Ir( Pra~ktmbM- me W 
en von mehreren hundert Millionen Mark in wir noch dawn emfnnt drm &c&Wm lan hohaai 

der Projektentwicklung, im Bauträgerge- snn Wohnungspoiitlk desrOndes u n s d  fäpollUk 
schait sowie über Tochter- und Beteili- der LEG müssen Irn Glelehbiwg siehan üe d k w  
ungsgesellschaften. Das stabilisiert die lo- OblcM<leng nicht mwh@ bsslont rollls dia Unds*egie 

eine Nng eh r l [ chema lssd~an .d~d lu  Lurdnbe- 
Wißu"Q 0bemMsF- - ,  - 1 

r <... - . -. - ?  

Von Kar1 FWer ürendel (FDP)~,~ " 

.Dle LEG hat Kir uns &nen aflraMlven Bdro- 

nalität FiexlMlltät und 
Qualität voll etiüiir, be- 
richtet ein zufriedener 
Kunde im GoschBftsbe- 
richi 2000 der LEG. Er- LEG in Nordrhe(n-\IIBafia- 

, *lp? rund 330WO Mietenn- 
@uend b a t  as dann, 
dass die LEG ihr Enga- 

Au& b'a€ter LW ~ - k l l m l  m-imal 
die ~unden- 6m~rn'BBlOpiel fw die MI 

Vinie SIäctie und Kommumn -n die LEG iür Entwicklungssufgaben 

Hch zur Entwickking von im Land vorhandenen bdusßlebrachen bel. Wellern 

ErscMieeung von gröhren IndusMeiiächen In den SIBdlan und üemalndefi des 

nlehi nur tir die Kommunen. sondern auch für Uas Land ein wichtiger Pariner zur 
Umsetzung der Landeslntmwn bel der Stadtenrwloklung. 
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Haushalt 2002 - 3. Lesung 

Landeshaushalt für kommendes Jahr in dritter Lesung verabschiedet 
Mit den Stimmen der Koalition hat der -1 

seien dringend neu zu ordnen. Kritik an der Finanzierung 

Landtag am 19. Dezember den Haushalt 
der inneren Sicherheit wies Moron als realitätsfremd und 

iür das kommende Jahr h 3. Lesung ver- 
teilweise abenteuerlich zurück. Ein Stopp der Hilfen für 

abschiedet In der teilweise erregt ge- die deutsche Steinkohle komme nicht in Frage. .Die Lan- 

iühften Debatte forderte die CDU-Oppo- 
desregierung und die sie tragenden Koalitionsfraktionen 

sltion den Ministerpräsidenten vor allem 
leisten mit diesem Haushalt einen weiteren wichtigen 

wegen seines angeblichen V m g e n s  Beitrag zur Zukunftssicherung unseres Landes'. schloss 

bei Wachstum und Beschdftigung zum 

1 
Moron. 

Rücktritt auf. Die Liberalen warfen Cle- Jürgen Möllemann, FDP-Fraktionsvorsitzender, erklärte, 
ment vor, er tue nicht genug gegen dle 
Bildungsmisere. Die Koalitlon wiederum 

„der von Rot-GRUN zur Abstimmung gestellte Haushalt 

hielt der Opposition vor, sie habe keine 
2002 ist das Dokument einer teils falschen. teils un- 

Alternativen und Konzepte aufzuweisen 
zulänglichen Politik". Das Haushaltsgebaren der Koaliti- 

und rede das Land schlecht - Dem Ple- 
on bewege sich im Bereich .verfassungsrechtlicher Frag- 

num lagen acht Anträge zum Haushalt 
würdigkeit". In der Schulpolitik sei Handeln erforderlich 

vor, bei einem, der CDU-Forderung nach 
und nicht die Vorlage von Papieren („PISA macht unser 

genereller Einführung des Abiturs nach Land zum Hanswurst der internationalen Bilc!ungssze- 

zwölf Jahren, gab es eine namentliche ne"), bei der Mobilität seien sich Rot und GRUN in Sa- 

Abstimmung: 103Abgeordnete von COU r 
chen Metrorapid und Flughafenausbau uneins, in der in- 

und FDP daf0r. 116 Abgeordnete stimm- neren Sicherheit würden immer neue Gesetze erlassen, 

ten dagegen. I I aber hier gebe es .kein Gesetzes-, sondern ein Vollzugs- 
defizit". Die Mittel für Bildung und Mobilität solle die 
Steinkohle liefern, aber statt dieses "Subventionsgrab" zu 

Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvorsit- schließen, werde mit der Förderung der Windenergie ein 
zender, sagte über den vorliegenden Lan- I neues aufgemacht. Mit Nachdruck setzte sich Mölle- 
deshaushait, er sei verfassungswidrig. Weil 
die Kreditaufnahme die Investitionen über- 

' , J. .  
hgenmgeis- . 

schreite, habe seine Fraktion beschlossen, 
gegen Etat vor dem Verfassungsgerichtshof 
des Landes in Münster Klage zu erheben. 
Rüttgers: „Der Haushalt enthält keine Impul- 
se im Bereich der Wirtschaft und beim 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Er enthält 
keine Impulse für ein besseres Bildungssys- 
tem und er versagt im Kampf gegen den in- 
ternationalen Terrorismus." Zur Ankurbe- 
lung der Wirtschaft im Lande legte der Frak- 
tionsvorsitzende ein Fünf-Punkte-Pro- 
gramm vor, das folgende Eckpunkte habe: 
Verzicht auf die geplanten Steuererhöhun- 
gen, lnvestitionsprogramm von einer Milli- 
arde zur Bekämpfung des lnvestitionsstaus 
bei Altenpflegeheimen. Hochschulen, Kran- 
kenhäusern und Landesstraßen, Auf- 
stockungen der Zuweisungen an die Kom- 
munen um eine Milliarde in den kom- 
menden Jahren. Aufhebung des 630-Mark- 
Gesetzes und Einführung eines Niedrig- 
lohnsektors zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit und ein Sonderprogramm zur Förde- 
rung von Wirtschaft und Forschung für Fir- 
men der High-Tech-Branche und der Bio- 
technologie. Rüttgers urteilte: .,Rot-GRUN 
ist verbraucht. Der Ministerpräsident denkt 
nur in Schlagzeilen. Die Regierung ist pleite.' 

Edgar Moron, Vorsitzender der SPD-Frakti- 
on. wandte sich an den CDU-Chef mit den 
Worten, er habe nicht das Recht, das Land 
schlecht zu reden; Rüttgers stänkere im 
Hintergrund. ,,Wir sind stolz auf unser Land, 
und wir werden diesen Haushalt verab- 
schieden", sagte er; der Haushalt sei verfas- 
sungsgemäß. Er hielt der .alternativlosen" 
Opposition vor, sie sei nicht in der Lage, 
Konzepte vorzulegen. Moron bekräftigte, es 
sei weiterhin Ziel die Arbeitslosigkeit zu hal- 
bieren; die Unternehmen sollten nicht den 
Fehler begehen, Arbeitskräfte jetzt zu ent- 
lassen. die sie in wenigen Monaten, wenn 
die Konjunktur wieder anspringe, erneut 
einstellen müssten. Als Mahner in der Bil- 
dungspolitik sei der ehemalige Bildungs- 
minister Rüttgers unglaubwürdig, denn zu 
seiner Zeit seien im Bundeshaushalt mehr I 

mann für eine Verkleinerung des Staatsapparats etn ~ n d  
nannte hier die FDP-Forderuna. die Zahl der Abaeordne- 
ten im ~andtag auf 151 zu begrenzen. Er wandre sich in 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage gegen Steuer- 
erhöhungen und machte die bevorstehende Okosteuer- 
anhebung für die aktuellen Schwierigkeiten der Autoin- 
dustrie mitverantwortlich. Im Krankenversicherungssys- 
tem sei neben der Solidarleistung stärker das Element 
der individuellen Leistung zu berücksichtigen. 

,Politik tür ein Leben mit Kindern" 

Svlvia Löhrmann. GRÜNEN-Fraktionsvorsitzende. un- 
t&strich oen ~ei trag nrer Fraktion z u  Po 1t.k in ~ a n d  und 
Bund: .Wir haben a e Energiewenoe gescnaifl, d e Agrar- 
wende begonnen, die Verkehrwende angepackt und in- 
vestjtionen in die Bildung ernst genommen." Mit den 
GRUNEN seien Zeichen in der Frauenpolitik gesetzt, der 
Migrationsbereich aus der Nische herausgeholt worden. 
Wichtige Bausteine würden in der Sozial-, Gesundheits- 
und Arbeitsmarktpolltik von ihrer Fraktion geliefert. An 
diesen Leistungen ,komme auch die Opposition nicht 
vorbei. Löhrmann: „Okologische Modernisierung, soziale 
Erneuerung, wirtschaftliche Reformen für neue Arbeits- 
plätze. Qualität und Chancengleichheit bei Bildung und 
Ausbildung" - hier zeige sich die Zukunftsfähigkeit des 
Landes. Es müsse eine „Politik für ein Leben mit Kindern" 
in NRW geben, die umfasse alle Handlungsfelder von der 
Bildung biszum Umweltschutz, betonte sie und ergänzte, 
Zukunftsfähigkeit schließe auch frauengerechte Politik 
ein. Sie schloss mit einem Rückblick auf das zu Ende ge- 
hende Jahr und blickte voraus in das neue. in dem Euro- 
pa zusammenwachse: "Europa ist die Zukunft. Diese Zu- 
kunft wollen wir mitgestalten!" 

als 1,5 Milliarden Mark gekürzt worden. Der 
Sprecher lehnte ein Vorziehen der zweiten 
Steuerreform ab; die Folgen wären für Land 
und Kommunen ,,verheerendu. Die Finanz- 
beziehungen der öffentlichen Haushalte 1 

Finanzminister Peer Stelnbrjick (SPD) argumentierte. 
was er an Verzerrungen und Ubertreibungen gehört ha- 
be, das habe sehr wenig mit dem von einer Opposition 
erwarteten Gegenentwurf zur Regierungspolitik zu tun. 
Rüttgers und Möllemann seien als Bundesminister an 
vielen Bundeshaushaltsentwürfen beteiligt gewesen, die 
nach der Definition der Opposition verfassungswidrig 
waren. Die meisten der 102 CDU-Anträge zum Haushalt 
seien .nicht solide und valide". Was die beklagte Öko- 
Steuer anbetreffe. so diene diese zur Senkung der Brut- 
toarbeitskosten in Deutschland; die vorige Bundesregie- 
rung habe die Mineralölsteuer um 22 Milliarden insge- 
samt erhöht, um Löcher in ihrem desaströsen Haushalt 
zu stopfen. Im Ubrigen: .,Der Haushalt ist selbstredend 
verfassungskonform. Er liegt um 100 Millionen Mark un- 
terhalb der Verfassungsgrenze.' Die von der CDU mo- 
nierte Rücklagenbildung gebe jedenfalls in diesem Punkt 
nichts her. 
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Bildungspolitik 

Appell zum gemeinsamen Aufbruch 
statt ~ückfall  in alte Grabenkämpfe 

Dr. Jürgen Rüiigers, Vorsitzender der 
Die Ggebnlsse einer lnternafionai ange- CDU-Fraktion, konstatierte, PlSA sei ein 
leaten Untersuchung zu ben L@iSt~nr7en Schock: .Noch nie hat die Bildunasoolitik in 
vÖh'~chü1erkinen G d  Schülern, die-so der ~undesre~ublik ~eutschlangund auch 
genannte PISA-Studie, stenden irn MMel- die Bildungspolitik in Nordrhein-Westfalen 
punM einer Aktuellen Stunde am 14. De- ein so schlechtes Zeugnis von unabhängi- 
zember. Die KoaiitionsfreMionen SPD gen Wissenschaftlern ausgestellt bekom- 
und GRC/NE sowle die CDU hatten die men.' Der Landesreaieruna hielt er vor. sie 
Aussprache bmtregt Sie setzten debei sei mit ihrem Lateinäm ~<de und mit ihrer 
unte~schledliche Akzente: .Von and8ren Bildungspolitik gescheitert. Auf keinen Fall 
lernen - Emebn/sse der Schullelstunrrs- könne man die Lehrerinnen und Lehrer für 
untemchung In ~eutschland~titelten hie 
beiden Regierungsfraktlonen. Dle CDU 
forderte: .Nordrhein-wesff8IIsche Bil- 
dungskatastrophe beenden - Große 
BiMungsrefomi endlich beginnen' 

Edgar Momn, SPD-Fraktionsvorsitzender, 
warnte davor, bei der Debatte über die Stu- 
die in den Grabenkämpfen alter, ideologi- 
scher Parolen zu verharren. Er rief in Erin- 

die Ergebnisse der Studie verantwortlich 
machen; sie versuchten, das Beste aus der 
Situation zu machen, .die geprägt ist von zu 
großen Klassen, von Unterrichtsausfall, von 
uberalterten Lehrerkollegien". Es solle end- 
lich damit aufgehört werden, den Kindern 
die Zeit durch Unterricht zu stehlen, der 
letztlich nichts bringe. Was hier an Ande- 
rungen eingeleitet worden sei, reiche nicht 
aus, sondern müsse forciert werden. Mit 
ihrem Petersberger Modell sei die CDU des 

nerung, dass sich die Aussagen der Studie Landes schon der Umsetzung von PISA. 
nicht bloß auf Nordrhein-Westfalen bezie- Runaers schloss mit der Feststelluna: .Die 
hen: .Es geht um Schule in allen Bundes-  ind dir in NRW sind nicht dümmer älian- 
Iändern." Wer jetzt in der politischen Eis- derswo, aber sie brauchen mehr Chancen." 
Zeit verharre, der trage nichts zur Lösung 
der Probleme bei - die über die Schule Jürgen Möllemann, FDP-Fraktionsvorsit- 
hinausgingen und in die Gesellschaft hin- zender, verlangte, die Schüler-Lehrer-Re- 

Leichtgewichte 

einreichten. Eine solche Einstellung hin- 
dere. Verantwortung für die Jugend zu tra- 
gen. Ihn, Moron, rege besonders auf, dass 
hierzulande die soziale Durchlässigkeit 
des Bildungssystems offenbar schlechter 
ist als in anderen vergleichbaren Ländern: 
Hier müssten Verbesserungen erreicht 
werden. So gehe es nicht an, dass nach 
der vierten Klasse .die Lebensentschei- 
dung getroffen wird. Wir müssen Systeme 
anbieten, die eine nachträgliche Alternati- 
ve zu dieser in der vierten Klasse zu tref- 
fenden Entscheidung ermöglicht." Die 
SPD sei bereit, über die Konsequenzen 
aus der Studie mit jedem offen zu reden. 
.hier im Parlament mit den Fraktionen, mit 
allen Verbänden, mit den Lehrern, mit den 
Schulleitern, mit den Elternvertretern und 
auch mit den Schülervertretern". Denn: 
.Wir wollen für unsere Kinder schließlich 
nur das Allerbeste erreichen." 

Karikatur Ne1 (WAZ) 

lation so zu gestalten. „dass Lehrer ihren 
Erziehungs- und Bildungsauftrag wirklich 
erfüllen können". Es gehe kein Weg an der 
materiellen Verbesserung der Ausstattung 
der Schulen vorbei. Die Ganztagsangebote 
müssten ausgebaut werden - nicht nur an 
den Gesamtschulen. Kleinere Klassen, 
mehr Lehrer und mehr Ganztagsschulen 
müssten allerdings finanziect werden. Da 
keine neuen Schulden aemacht und die 
Steuern nicht erhöht wer;den sollen, .müs- 
sen wir die Prioritäten neu bestimmen und 
die Ausgaben für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung und auch für das Lesen-, 
Rechnen- und Schreibenlernen hochfah- 
ren und andere hemnterfahren'. Mölle- 
mann schlug vor, das Abitur nach zwölf 
Jahren fiächendeckend einzuführen. Wenn 
die Regierung über die Studie nach eige- 
nem Bekunden "geschockt" sei, dann ent- 
binde es sie nicht davon, zu „klar kompe- 

tentem und konsequentem Handeln" über- 
zugehen. 

Sylvia Löhrmann, Vorsitzende der GRÜNE- 
Fraktion, bezeichnete es als besonders alar- 
mierend, dass die deutschen Schulen in al- 
len Kompetenzfeldern im unteren Bereich 
liegen. dass man nirgendwo sonst von 
Chancengleichheit im Bildungswesen so 
weit entfernt ist wie in Deutschland und dass 
es hierzulande nicht ausreichend gelingt, 
Kindern mit Migrationshintergrund den Weg 
zur echten Teilhabe an der Gesellschaft 
über die Bildung zu öffnen. .Da gibt es nichts 
zu beschönigen, Deutschland braucht in Sa- 
chen Bildungspolitik Nachhilfeunterricht", 
erklärte sie. Aber es seien keine Schnell- 
schüsse angesagt, keine Rechthaberei, kei- 
ne einseitigen Schuidzuweisungen: „Statt- 
dessen geht es um richtige Weichen- 
stellungen. Prioritätensetzung und sinnvolle 
Sofortmaßnahmen." Systematische Bil- 
dungsprozesse müssten schon im Kinder- 
garten anfangen, Lehrer seien besser aus- 
zubilden. eine schonungslose Analyse und 
Reform der Unterrichtsgestaltung sei vonnö- 
ten. Das hiesige Schulsystem sei mit ande- 
ren des Auslands zu vergleichen. Es müsse 
mehr Ganztagcangebote geben. die Eltern- 
häuser seien stärker einzubeziehen. 

Schulministerin Gabrlele Behler (SPD) 
warnte davor, die Studie vor allem zur 
Rechtfertigung der eigenen Position heran- 
zuziehen und bloß alte Forderungen wieder 
hervorzuholen. Es gebe keine einfachen Ur- 
sache-Wirkung-Zusammenhänge, betonte 
die Ministerin und riet der CDU davon ab, ihr 
Süppchen auf den Ergebnissen einer seriö- 
sen Studie zu kochen und Ergebnisse der 
Studie um vermeintlicher Vorteile willen zu 
instrumentalisieren. Das schade der Debat- 
te. Jetzt gehe es darum zu sehen, was von 
anderen Ländern zu lernen sei. Forderun- 
gen der CDU nach zentralen Prüfungen 
oder verschärflen Leistungsanforderungen 
hülfen überhaupt nicht weiter. Stan in den 
alten Zettelkasten zu greifen, sollte der lie- 
ber in den Papierkorb geleert werden. 

Ministerpräsident Wblfgang Clement 
(SPD) sagte es so: .PISA ist sicher keine Mu- 
nitionskiste für Schlachten von gestern.' Da- 
zu seien die Probleme zu ernst Die Studie 
gehe alle an. PlSA habe den Finger auf Wun- 
den gelegt, .die wirklich schmerzen, die aber 
nach meiner Uberzeugung nicht dazu tau- 
gen. schul- oder bildungspolitisch gegenein- 
ander aufgerechnet zu werden'. Zehn Tage 
liege nun die Studie auf dem Tisch, er, Cle- 
ment, sei noch nicht damit fertig, die Befunde 
alle zu verdauen. Es sei sicher auch noch zu 
früh für die Verabschiedung von Maßnah- 
menpaketen. Aber man sei bereit, von ande- 
ren zu lernen, das eigene Bildungssystem 
auf den Prüfstand zu steilen. Etliche der 
Schritte, die die Schulministerin schon ein- 
geleitet habe, seien richtig, etwa die selbst- 
ständige Schule, die Ganztagsbetreuung. die 
Integrationsarbeit, die geleistet werde. Erns- 
ter werde die vorschulische Erziehung ge- 
nommen werden müssen, im Migrationsbe- 
reich seien Konsequenzen zu ziehen, aber 
nicht die, dass die Migrationskinder für schu- 
lische Defizite verantivodich zu machen sei- 
en. .Ich bin bereit. ieden Wea zu eronern und 
jeden Weg mitzugehen, de; eine Verbesse- 
rung der Situation für unsere junge Generati- 
on verspricht", unterstrich der Ministerpräsi- 
dent. Er empfehle allerdings, nicht an erster 
Stelle die Finanzfrage zu stellen, es gehe zu- 
nächst einmal um Konzepte. Man habe keine 
Zeit zu verlieren. 
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In zweiter Lesung alle Einzelpläne auf dem Prüfstand 
Spur von Trendwende zur Schiene beim 

/m LandIw tauschten Koalition und @positian am 12. und 13. Dezemberbslder 2. Lä- Güterverkehr. Klare Handlungsempfehlun- 
sung des Haushaltsentwurfs 2002 einschließlich 1. und 2. Ergdnzung und deß ~mi&- gen lägen vor. Statt in Grüß-Gon-Schilder 
definsnzierungsgesetzes (D~s 13/1400, /1700, /I790 und /1402) ihre. kOn&OverSdn solle der Landesbetrieb Straßenbau in Ver- 
Stami~unkte zu den~nsätzen und auch zu den Einsparungen aus. ~ i t  mhhtchen h- kahrelnit+n,-hnik in,,acqieron A , , P ~  hai ,in< .."..,W."...-W ,... .., ....v-..-.-... ,,-W.. --. --. 
defunpanträgen versuchten alle vler Fraktionen noch, ~ o r h ~ u r e n  am EIIWW~~ZU errei- NetzÖffnung für SchienengUlerverkehr Pas- 
chen, was naturgemäE nur SPD und QRÜNEN gelang Ohne Aussprache wurden dle H* siwe nichts. Die Mehroe actuna durch die 
zelpl.4ne von Landtag und Landesrechnungshof verabschiedet ZS 

LKW-Maut müsse durch Reduzieruna der 

Wirtschaft/Mittelstand 

Christian Weisbrich (CDU) eröffnete die 
Aussprache mit der Feststellung ,,Was in der 
Wirtschah nicht erarbeitet W rd. kann der Fi- 
nanzminister nicht einnehmen." Ohne die 
sprudelnden Steuerquellen 
den Wirtschaft gebe es keine innere Si 
heil, keine Schulen, Krankenhaus 
Straßen. Nach 35 Jahren SPD- 

tum und Investitionen, aber 
schuldung und Arbeitslosig 
schaftshaushalt sei nur n 
übrig. Außer folgenlos 
projekten tue sich nichts. 

und neue Produkte sollte 
impulse auslösen. Eine n 
tung solle zu lndustriean 
Das Land unterstütze das 

nale Logistik-Zentrum Weeze 
Beitrag. 

Mineralölsteuer ausgeglichen werden.keim 
Güterverkehr gehe es um 100000 Arbeits- 

Kürzung der Meistergründungsprämie sei plätze. 
ein verheerend- Signal. Clement solle die 
neue Stufe der Okosteuer verhindern. Gerhard Wirth (SPD) hielt der CDU vor, mit 

155 Anderungsanträgen die Haushaltsbe- 
rach sich für ratungen zuzupflastern und ungeeignete 

n Struk- Deckungsbeträge vorzuschlagen. Der Ver- 
kehrshaushalt umfasse 2,3 Milliarden Euro, 

otz Kürzung so erhalten das sei weniger als 2001 und nicht alles 
alle Anträge befriedigt werden könnte nschenswerte. Schwerpunkte seien der 
GRÜNEN stünden für eine neue Auf au der Nahverkehrs-lnfrastrukiur und 
stimmung, auch wenn die Wirtschaft raßenbau. Die Koalitionsfraktionen 
zurzeit nicht gerade rosig seie e Mittel für Straßenbau auf 76 Mil- 
und finanzpolitisch blödsinnig s erhöhen. In NRW spiele sich die 
Forderung, die Kohleförderung bilität ab. Das Land erhalte in 
auf Null zu setzen. Bei kleinen 
men müssten die Eigenkapitalba 
sert und die Betriebsnachfolge m 
gelt werden. e (FDP) zitierte aus Cie- 

serklärung, ein leistungs- 
Wirtschaftsminister Ernst Schwanhol stem sei der Schlüssel 

Beschäftigung, und be- 

Beschleunigung bei Wachstumsfeldern wie den: zu Id, falsche Prioritäten und 
Logistik, Tourismus und neuen Technologi- unendlich ngsverfahren. Die Blocka- 
en sowie neuen Werkstoffen. Bei Bio- und depol RW nicht tragbar. Die Bür- 
Gen- sowie lnformationstechnologien stehe ger s usbleibende Lückenschlüs- 
NRW an der Spitze. Netzwerke für Wachs- se un gehungen bitter enttäuscht. 
tum seien zu organisieren. Zusätzliche Beim kehr distanzierten sich die 
Beschäftigunq qebe es in der Kulturwirt- GRU m eiqenen Koalitionsbe- - 

ter ihrer ~bposition in der Koaii- 
Dr. Gerhard Papke (FDP): Mit gut das gesamte Land. 
ten Modellprojekten bekomme 
desregierung die Erwerbslosigkeit ni Elchenseher (GRÜNE) befand die 
den Griff. Bei 50 Prozent des Resso shaltsiage für extrem kritisch, sodass 
volumens handele es sich um ein Ministeri- Izhammerschläge lieber zu vermeiden 
um für Steinkohle und Dauersubventionen. seien, und die Kürzungworschläge für ver- 
Auf Kosten aller Bürger würden Sonderin- Ab n tretbar und stimmig. Die Haushalte 
teressen verteidigt. Grotesker Kompetenz- und warf seit Jahren sehr scharf an der 
wirrwarr schwäche die Technologieförde- Verkehrspolitikanais-Wandgefahren zu ha- Verfassungsgrenze entlang. Die Koalition 
rung. 3,4 Millionen Mark für eine Mittel- ben. Der Investitionsstau habe auf ein Volu- habe Sicherheitsleinen bei drei Titeln einge- 
standsofiensive flössen nur in Werbung. Die men von 3,5 Milliarden zugenommen. Keine zogen: Mit einem zinslosen Darlehen des 

Uonlrheln- 
WWffahKi, U!- 
rlch W M d t  
(1.h wunscnt 
mll sehen Vl- 

Lr='%iW 
-MPW P V. 
A?,JansL%. 
iing (2 V. r.) 
und D6 Hel- , 
mut UnsSen 
(11 ailen Le 
zwlnnen und , 
LapeR,hohe 
Weihnachten 
Und (LllW Ou- 
te rum nouen 
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den. Die geringen Ansätze reichten nicht 
aus. Die Integrationsförderung müsse ab 
2002 neu ausgerichtet werden. 

Vera Dedanwala (SPD) erinnerte daran, das 
Uberrollen der Ansätze sei vom Ausschuss 
gemeinsam gebilligt worden. Völlig überra- 
schend kämen jetzt Kürzungsanträge der 
Opposition. Diese sollten zugunsten der ge- 
meinsamen Entschließung zurückgenom- 
men werden. 

Dr. Ute Dreckmann (FDP) hielt den Ansatz 
von 11,3 Millionen Euro für die Eingliede- 
rung ausländischer Arbeitnehmer für zu 

Schartau (SPD) erwähnte 
uro für Sozialberatung aus- 

rger im Haushaltsplan. wo- 
gefördert würden, und 27 

tssteilen für Kinder aus Zu- 
n. Andere Länder beneide- 

dieses Netzwerk. Beim 
Nutzer den Großteil elte Fördern und Fordern. 
der Minister mache eder ein Fass oh- keine Einbahnstraße. 

Verkehrsminister 
(SPD) dankte dem Bu r (CDU) verlangte 
sätziiche Bundesmittel in 
Programmen mit einem z 
titionsvolumen von mehr 
Mark für NRW. An Staupunkte 
Entlastungen kommen. Bau handener Potentiale. 
würden vorgezogen. 150 Millione 
Landesstraßen seien realistisch. NR Helga Gießelmann (SPD) sah bei der Quali- 
eine exzellente Verkehrsinfrastruktur. n fizierung ein ausreichendes Lehrstellenan- 
Metrorapid sei keine Inseilösung, sondern nsgrenzen gebot als Hauptziel. Für benachteiligte Ju- 
solle sieben bis zehn Millionen Fahrzeuge hinweg Gedanken darüber zu machen, wie gendliche und Frauen sowie für innovative 
pro Jahr von der Autobahn holen. Regionali- man dem Problem der Massenerwerbs- Projekte für Migrantinnen gebe es Fördermit- 
sierungsmittel dafür würden nicht vom losigkeit konstruktiv begegnen könne. Auch tel. Von Technologieverbünden sollten mehr 
Schienennahverkehr abgezogen. Lande- die Rednerin häne bei der Stiftung Wohl- Betriebe und mehr Beschänigte profitieren. 
plätze seien für die regionale Wirtschaft fahrtspflege gerne mehr Geld zur Verfügung. 
wichtig. Uber Betreibermodelle für derzeit Ralf Witze1 (FDP) hielt intelligente Konzepte 
nicht finanzierbare Verkehrsprojekte solle Sozialminister Haraid Schartau (SPD) be- für aktuelle Weiterbildung für nötig und for- 
nachgedacht werden. tonte, auch in einer schwierigen Haushalts- derte einen lnnovationsfonds und ein ganz- 

Situation sei die Landesregierung in der La- heitliches Weiterbildungs-Controlliing. Die 
.. .. . - . ge, im Bereich der Arbeitsmarktpolitik und Träger sollten den Erfolg ihrer Maßnahmen 

mdSozi@a : ,  - der Sozialpolitik in NRW deutliche Akzente nachweisen. 
zu setzen. Auch in der Sozialpolitik sei ein 
schwieriger Haushalt zu fahren. Der Vor- Barbara Steffens (GRÜNE) warb für mehr 

Hermann-Josef Arenk (CDU) bezeichnete wurf, dass die Landesregierung für die älte- Frauen in technischen Berufen und begrüß- 
die Arbeitsmarktentwicklung der letzten ren Menschen und für die Pflegebedürftigen te das ,.Uberrolien" des Bereichs. Für Com- 
Monate als ein "einziges Alarmsignal". Mit nichts tue, sei infam. puter-Weiterbildung müsse es neue Formen 
8.8 Prozent liege die Arbeitslosigkeit in geben. Menschen unqualifiziert in Nied- 
NRW um ein Viertel höher als im Durch- .$, -; riglohnbereiche abzudrücken, sei nicht ver- 
schnitt aller anderen alten Bundesländer. Mkrdon ,',':. . 

. . .  . -  V.:. träglich. 
Es sei zutiefst empörend, bei der Stiftung . , .  
Wohlfahrtspflege die Mittel zu halbieren. Bei Arbeitsminister Harald Schartau (SPD) 
der Einrichtung der Alten- und Pflegeheime Willi Zylajew (CDU) betonte, Partner zu fin- setzte auf Vernetzung, Muitipiikatoreffekte 
habe man es mit einer dramatischen Unter- den bei der Integration sei am wichtigsten. und auf neue Technologieverbünde, die 
finanzierung zu tun. Die "ausgebluteten" Aber ohne .Moos" sei nichts los. Umgangs- branchenübergreifend Vorbildfunktion ha- 
kommunalen Haushalte könnten nicht den Sprache im Kindergarten. ProjeMe in Sport, ben sollten. Die betriebliche Ausbildung ha- 
Ausfallbürgen für das Land spielen. Kultur, Soziales, Ausbildung von isiami- be Priorität. Für nicht berufsreife Jugendll- 

schen Religionslehrern müssten gqördert che müsse es Lehrgänge in außerbetriebli- 
~ o r s t  Vöge (SPD) betonte, die Arbeits- werden. Mittel sollten umgeschichtet wer- chen Stätten geben. 
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Schule 

Bemhard Recker (CDU) kritisierte, es wer- 
de zu wenig Geld in die Sprachförderung 
der Migrantenkinder und in den Bereich der 
Grund- und Hauptschulen investiert. Zu- 
rückgehende Schülerzahlen würden bloß 
als Einsparpotential begriffen. Da bleibe 
nichts für notwendige, zusätzliche, differen- 
zierte Förderung, etwa durch qualitativ 
hochwertige Ganztagsangebote. Die CDU 
dagegen wolle im kommenden Jahr 4000 
- seriös finanzierte - zusätzliche Stellen 
schaffen. 

die Landesregiewng habe "keinen Grund 
zum Schulterkbpfen angesichts der real 
existierenden Hochschulpolitik in NRW. 

Dietrich Kessel (SPD) nannte wesentliche 
Anderungsanträge der Koalitionsfraktionen 
zum Wissenschaflshaushalt, darunter auch 
Mittel zur Frauenförderung an den Hoch- 
schulen. Nichts hielt er davon, wie CDU und 
FDP dies beantragten, die N S  abzuschaf- 
fen und die Mittel den Hochschulen gut zu 
schreiben: Diese Einrichtung existiere auf 
Grund von Staatsverträgen mit Kündi- 
gungsfristen; außerdem sei die Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts zu 
beachten. 

Manfred Degen (SPD) warnte vor dem Joachim S c h u l w ( F D P )  
Glauben, mehr Lehrer garantierten automa- das Ar1;- 
tisch besseren Unterricht. Der Bildungs- n 
haushalt steige um 3,6 Prozent - bei Kür- 
zungen in anderen Ressorts. Im Rahm 
des Stufenplans verlässliche 
den 6 100 zusätzliche Stellen bis 2 
schaffen. Im kommenden Jahr ae 
zusätzliche Lehrerstellen. Von S r  
könne da keine Rede sein. 1 ld 
Euro für den Bildungsetat z 
Koalition ihre Schwer~unkte : 

Ralf Witzel (FDP) nannt 
Schwachpunkte, über dl 
reden habe: Schüler 
überalterte Lehrerkollegi 
terrichtserteilung, Klasse 
chen werden müsse auch 
zur Motivationssteigerun 
Die 6 100 neuen Stellen 
Jahren würden zum Teil 
und für neue Aufgaben 
Schule bisher nicht ge 
,,Schaufensterpolitik" solle 
rung mehr „Ehrlichkeit' an d 

Sylvia Löhrmann, GRÜNEN 
sitzende, wandte ein, bei der De 
Verbesserung von Unterricht 
alte Diskussionsmuster zurückge 
den, einseitige Schuldzuweisung 
ebenso vermieden werden wie Sc 
weißmalerei. Notwendig sei ein ,.ges 
sellschaftliches Auseinan 
dungsprozessen". Auch sie verwies darauf, 
dass der Schulhaushalt der einzige Einzel- 
etat sei, der signifikant steige. 

Schulministefln Gabriele Behler (SPD) 
betonte, mit 23,s Prozent der Ausgaben für 
den Schulbereich Iieae NRW weit über dem 1 
Länderdurchschnid Das sei eine beträchtli- 
che Leistung, die anerkannt werden sollte. 
Die Landesregierung halte Wort, Bildung 
habe Vorrang. Das sei seit 1995 die Devise. 
sie erfordere in anderen Politikbereichen 
Verständnis und Solidarität - sie, Behler, 
bedanke sich dafür bei den betroffenen 
Ressorts. 

Beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb warnte 
sie vor pauschalen Vorwürfen; berechtigte 
Mängel würden abgestellt. Die angestrebte 
Verbesserung des Systems müsse in politi- 
scher und staatlicher Verantwortung ge- 
steuert werden. 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 

Werner Jostmeier (CDU) sah im Etat des 
Ministerpräsidenten die Schere zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit besonders weit 
auseinander klaffen. Einerseits sollten die 
Kinderrechte in der Verfassung verankert 
werden, andererseits würden die Mittel zur 

04=g=, B "W "WUQ,, r,=, llm # L I  ag 
iktion: massive Aufstockung de 

...Y.,estandes und deutliche Aufsto,..„. 
i Bereich der baulichen und der gerä 

.-mäßigen Ausstattung und Unterhaltuni, 
i ge- der Hochschulen. In NRW könne man zwar 
601 stolz auf die dichteste Hochschullandschaft 

!ichungen sein, darum sollte man aber nicrifae Kehr- 
Milliarden seite der Medaille ausblenden. 

eigten, wo die 
setze. Dr. Ruth B i d l  (GRÜNE) zählte &e-ziele 

grüner Bildungspolitik auf: Geiechter .Zu- 
chulische gang zu den Bildungseinrichtungep.qru- 

ne Fraktion zu kunftsfähige Gestaltung und internationale 
rer-Relationen, hisrichtung des Bildungssystems sowie 
achfremde U-Ghancengleichheit von Männern und Frau- 
ößen. Gespro- en. 4,6 Milliarden Euro für den Wissen- 
3r Maßnahmen --%chaftshaushalt seien 1,5 Prozent mehr als 
den Kollegien. im Vorjahr; das spreche zusammen mit den 
den nächsten erreichten strukturellen Reformen eine 
mehr Schüler deutliche Sprache. Autonomie der Hoch- 

nntint, die die schulen sei nicht als Privatisierung von Bil- 
ibe. Statt dungseinrichtungen zu verstehen, warnte 
desregie- sie zum Schluss. 

tn. 
Wissenschaftsministerin Gabriele Behler 

rvor- (SPD) wies Kritik am Qualitätspakt zurück, 
n die er habe sich alsstrategisch richtig erwiesen. 

Es sei breit akzeptiert worden, was zum 
Nutzen der Hochschulen 1999 auf den Weg 

,bracht worden sei. Derzeit befinde man 
ch in der Phase der Zielvereinbarungen. 

Manfred Kuhmlchel (CDU) hielt es ange- 
sichts solcher .Selbstbeweihräucherungen 
der Ministerin' nicht für wahrscheinlich. 
dass Behler die massive Kritik am "erheb- 
lich unterfinanzierten Hochschulwesen und 
am immensen Reformstau" im Land zur 
Kenntnis nehmen könnte. Unter Hinweis auf 
Zustände im Bereich der Kunsthochschu- 
len, der Bioforschung, der Fachhochschulen 
und des Wirkens des Bau- und Liegen- 
schaftsbetriebs im Hochschulsektor fand er, 

Förderung der kommunalen Kinder- und Ju- 
-+.K,e sei- gendarbeit gekürzt Der Neubau der Lan- 

desvertretung in Berlin werde gegen alle 

r auskommen. Man lehne den Haus- wen& 
halt a 

anner (SPD) signalisierte Zu- 
m Etat: Die vorgesehenen 

sehe die Koalition für 

üorti 
stimmung 
Haushalts; 
auskömmlich, a 
böten dem Mini 
ten knapper Ha 
ge Basis für sei 

her auch für notwendig. Sie 
erpräsidenten auch in Zei- 
shaltsmittel eine vernünfti- L Arbeit. 

n-Stahl (FDP) kritisierte 
rungsrate bei der Lan- 

Marianne 
ebenfalls C 

desvertretung i 
haushaltstechni 
worden. Wenn t 
gierung eine ne 
ne, dann könnc 
,viel Vergnüaen 
per Kassei 
Repräsent 
gebrs 

Sylvia LöI 
aufmerksa 
sichtis 
gendl 

rlin; hier sei mit allen 
n Tricks gearbeitet 

lese, dass die Landesre- 
rtretung in Brüssel pla- 
dem Steuerzahler nur 

ünschen. In Zeiten knap- 
e Überlegt werden, was an 
und Öffentlichkeitsarbeit 

e und was vertretbar sei. 

T r m a n n  (GRÜNE) machte darauf 
m, die Koalition habe die beab- 

m n  Mittelkürzungen beim Landesju- 
pian zurückgenommen. Das Bündnis 
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für Toleranz und Zivilcourage sei im Land- 
tag gemeinsam gegründet worden. In der 
Medienpolitik lege ihre Fraktion großen 
Wert auf die breite Teilhabe aller gesell- 
schaftlichen Gruppen in der digitalen Wis- 
sensgesellschait Eine Spaltung müsse ver- 
hindert werden. 

Ministerpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) wies .kleinkarierteu Kritik an seinem 
Etat zurück. Der Bau der Landewertretung 
werde zwar teurer, aber nichts sei unter der 
Hand geschehen. Man sei von einer Ent- 
wicklung des Baumarktes überrascht wor- 
den, die von Fachleuten als unvorhersehbar 
eingestuft werde. 

zurückzunehmen. Sonst könne man etwa 
nicht mehr kleine Krankenhäuser, Betriebe 
oder Versuchsgüter fördern, was in der Ver- 
aanaenheit sich als sehr hilfreich für die be- 
troffenen Staaten erwiesen habe. 

Gabriele Slkora (SPD) verteidigte die Kür- 
zung im Kapitel Europa und internationale 
Angelegenheiten als einvernehmlich erfolgt 
und angesichts der Haushaltslage notwen- 
dig. Dieeuropapolitischen Ansätze seien im 
Wesentlichen verstetiat worden. Sie er- 
wähnte, dass die ~ u s c k s s e  für Projekte im 
Ausland zwar zurückgenommen werden, 
gleichzeitig sei aber eine neue Position ver- 
anschlagt worden als Beitrag des Landes 
zum Zentrum für Internationale Zusammen- 

Landwirtschaft.. . 
Eckhard Uhlenbe~g (CDU) war der über- 
Zeugung, angesichts der .Schikanenu ge- 
gen die Landwirtschaft aus dem Hause 
Höhn - hier nannte der Abgeordnete eine 
Liste dessen, was er darunter verstand - 
müsse der Ministerpräsident des drittwich- 
tigsten Agrarlandes .nJn endlich sein Des- 
interesse an der Landwirtschaft beenden'. 
Auch wenn es noch so schwer falle, sei der 
Regierungschef per Amtseid auch dem 
ländlichen Raum gegenüber verpflichtet. 
Die Politik im Bereich Landwirtschaft, Ver- 
braucherschutz und Naturschutz müsse 

lrmgard Schmid (SPD) betonte die Über- 
einstimmung in der Agrar- und Verbrau- 

um eine Million Euro. So etwas 
nal an die Medienschaffenden 

am Markt einzuwe ehrt werden 
lich so erfolgreich 
GmbH zu einem 

Dr. Stefan Grüll (FDP 
Koordinationsfunktion 

delt werden, damit sie a 
zielgenauer, effizienter ein 

ten Projekten im Ausland um die Hälfte Themenbereich. 
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„NRW-Naturidylle - viel mehr Mist und kei- 
ne Gülle" nicht mittragen und lehne den Etat 
ab. 

Reiner Priggen (GRÜNE) stellte richtig: Ent- 
gegen der von der CDU geschilderten katas- 
trophalen Situation der Landwirtschaft sei die 

I 
ökonomische Lage der Betriebe besser als 
die Opposition an Stimmung verbreite. Man 
müsse akzeptieren. dass in den Verbrauche- 
rinnen und Verbrauchern, die nicht mehr be- 
reit seien, bestimmte Praktiken zu akzeptie- 
ren und mit bestimmten Täuschungen hinters 
Licht geführt zu werden'. eine neue Kraft ent- 
standen sei, die die Gesamtdiskussion um 
die Landwirtschaft nach vorne treibe. Da hel- I 
fe nicht die alte, nach rückwarts gewandte 
Politik der Opposition. 

Landwirtschaftsministerin Bärbel Höhn 
Ein Adventsbasar begleitete dls Ausstellung .menschlich.BeiheI~ die in der Eingangshalle des Landtags 
aufgebaut war. Au1 StellwBnden und Tafeln wurden die Arbeitsschwerpunkte der V. Bodelschwinghschen 
Anstalten gezeigt die mii mehr als 11 MN) Mitarbeiterlnnen und Mitarbeitern in der Region Osiwesiialen 
und im gesamten Bundesgebiet als Europas groWe diakonische Einrkhlung zum Wohl Ihrer Bewohner so- 
wle ihrer Patientinnen und Patienten in den Bereichen von der Alienhilfe bis zur Psychiatrie wirkt. Land- 
tegspr&ident Ulrich Schmidt bei der Erdllnung:-.Bethel ist das hoflnungsvolle Zeichen für eine humane 
Weit die .M in vielem heute so inhuman da~~feIIt:SchmIdt weiteI:.Wie u n C  
derien, kranken, alten und obdachlosen Menschen umgeht sagt vlel über das mitmenschliche Kllma aus, 
in dem wlr / e h '  sich NRW in der ReoionalvermarMuno an 1 .. 

Foto: SchcVle 

zweiter Stelle. Mit d& rioi.absatzrich" -*T- - -. 
und der Förderrng der Ho irtschaft @ ;&igkeit diß opapolitik zu sein Keller 
de gezielt den Waidbgrn und Frage. ~ih ist fur uns  eine Benef z- 

die StandortvodB'ile fjjr andere-Lände #, sond liegt in unserem ureige- 
stikrti müsse m d b   er ü m w e l t ~ o l i t i ~ ~ ( ~ i l n t e r e ~ ~  Sie solle nicht nach dem 

cherschutzaesetz auf d a w e s  qebracht ~ & m m e n t i a l t e n u u n d &  nicht auseinan: ~ießkanneb&& stattfinden. 
Die Betriebsergebnisse dividieren lassen. Für ihn sei es unver- B+S.~ 
schaft seien ,,spitze1' @ diich,dass~gic~n.Deuts@hlandim- m u n g  F@) fand, die Welt sei zwar 

n t h  ?%m .extrem dde& msr&&icf&@r t%i ,,aber unsere Eine-Welt- 
~mweltschutz leis W 7, >ol~tik". M a h d  diesmal im Haushalt kei- 

Umwelt hmen müssen. Ministerin 
nbar verstanden, sie „an 

ritualen vorbeizubringen". 
Clemens Pick (CDU) fan 

ann-Stahl (FDP) sah es als 
sind es unsere Bürgerinnen te für ihre Partei zusammen- 

ereiche Europa- und Eine- 
auf verschiedene Ressorts 

lei und Umweltministerium) zu 
ine solche Arbeitsteilung sei .,ab- 

ineffizient'. Auch sie wandte sich 
n eine Aufblähung des „Promotoren- 

kommunaler Ebene. wo die Vergaben des ells" durch die flächendeckende Ein- 
Landes manchmal vernünftige Maßnahmen en Promotoren: Das sei 
nicht zur Durchführung gelangen ließen. Auf U ) nichts als eine Verstaatlichung bisher 
der anderen Seite kürze das Land seine erinne ran. ehrenamtlichen Enaaaements. 
Förderung, etwa dadurch, dass Abwasser- 
maßnahmen ins Gemeindefinanzierungs- 
gesetz verwiesen würden. So schwinde die 
Akzeptanz des Umweltschutzes in der Be- 
völkerung. Durch die von der Landesregie- 
rung veranlassten Maßnahmen würden Bür- 
ger und Verbraucher "regelrecht abge- 
zockt". 

Dr. Bernhard Kasperek (SPD) erwähnte 
große Erfolge der nordrhein-westfälischen 
Umweltpolitik. Hier habe man die vorbild- 
lichste EntsorgungsstruMur geschaffen. Die 
Weiterentwicklung der TA Siedlungsabfall 
trage sozialdemokratische Handschrift. Der 
Abfallentsorgungs- und Altlastensanie- 
rungmerband sei gerettet worden. Das Land 
habe die EU-Wasserrichtlinie in großer 
Ubereinstimmung umgesetzt. Beim produk- 
tionsintegrierten Umweltschutz seien hohe 
Erfolge erzielt worden. Inzwischen sei Um- 
weltschutz mehr als seine technische 
Umsetzung, er werde zunehmend in größe- 
ren Zusammenhängen gesehen. 

Holger Ellerbrock (FDP) erteilte nordrhein- 
westfalischen Sonderwegen im Umwelt- 
schutz eine Abfuhr. Das stelle die Wettbe- 

dass sie eine ~undesab~abe i s c ~ i e  existie- 
re schon seit langem und werde nicht dazu 
genutzt, „um Spielwiesen zu finanzieren" - 
es seien auch CDU-Abgeordnete. die um 
Förderung von Projekten aus dieser Abga- 
be bäten. Was es im Lande noch zu leisten 
gebe, liege im Bereich des Hochwasser- 
Schutzes und der Sanierung von Altlasten. 
Von der Opposition habe sie kaum etwas 
zum vorsorgenden Umweltschutz gehört; 
das sei schade, denn gerade hier entstün- 
den neue Arbeitsplätze. Sicher könnten die 
Bürger des Landes stolz sein auf die 
Fortschritte im Umweltschutz - .aber ein 
kleines Stück hat auch die Umweltministerin 
das Recht, stolz zu sein", fügte sie hinzu. 

Eine-Welt-Politik 

llka Keller (CDU) verlangte. Entwicklungs- 
hilfe müsse einfach, nachvollziehbar und 
transparent organisiert werden - nicht mit 
Hilfe des übergroßen Promotorenmodells in 
NRW. Das sei nicht effizient. Entwicklungs- 
hilfe sei ein Stiefkind, habe keine Lobby. Das 
sei traurig, denn sie habe eine wichtige Er- 

Ute Koczy (GRÜNE) wies die Vorhalte der 
Opposition zurück. Eine-Welt-Politik bedeu- 
te, „dasswir unser Verhalten und Denken auf 
die internationalen Konsequenzen hin über- 
prüfen müssen". Dazu müsse die Arbeit hier 
gemacht werden. Auf lokaler Ebene werde 
wichtige Arbeit geleistet. Die Promotorlnnen 
würden hervorragend angenommen, sie er- 
stickien in Arbeit - .das wollen Sie einfach 
abschlachten. als ob das nichts wäre". 

Umweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE) 
zeigte sich stolz darauf, dass man es in den 
letzten beiden Haushalten gescham habe. 
leichte Erhöhungen der Mittel im Eine-Welt- 
Bereich zu erreichen und ein Zeichen zu 
setzen. Ihr Versprechen: .Sie werden aus 
dem Bereich Eine-Welt in ZukunR noch eine 
Menge hören." 

Franz-Josef Britz (CDU) sah die Gemein- 
den in einer bisher nicht gekannten Fi- 
nanzkrise. Bei diesem Einnahmeruckgang 
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sei die Erhöhung der Gewerbesteuer- Manfred Palmen (CDU) verwahrte sich ge- und Abgeordnete geschrieben und um Hilfe 
umlage kontraproduktiv. Den Gemeinden gen Vorwürfe des SPD-Redners. errechnete gebeten, die Beratungsstelle oder die ge- 
nicht mehr zuzumuten sei auch die Be- ein Nullsummenspiel bei Pauschalen und schützte Wohnung nicht zu verlieren und 
frachtung durch Flüchtlingskosten. Bei verteidigte die CDU-Anträge mit einem Um- das Programm weiterführen zu können. Je- 
enormem lnvestitionsstau lasse das Land fang von 143 Millionen Euro. des Jahr bangten die Einrichtungen um ihr 
sie im Stich. Für 2002 sei mit 200 Gemein- Geld. Sie wünsche sich für die Zukunft, dass 
den im Haushaltssicherungskonrept zu Dr. Axel Horstmann (SPD) beze chnete die man daruber nacndenke, wie man vorhan- 
rechnen. die Ausnahme werde zur Reael. Z~weisunaen des Landes als oen stabilsten dene Proiekte uberarbeiten und konsolio e- " 

Faktor in den kommunalen Haushalten. ren könne 
Ra l '  Jäger (SPD) erwiderte, die Situation 
sei höchst unterschiedlich. Einen Ver- Dr. lngo Wolf (FDP) meinte, die 23 Prozent Marianne Hüfien (GRÜNE) machte deut- 
bundsatz von 23 Prozent aebe es nur noch Verbundsatz seien neno weniaer. und lich. die GRUNE-Landtaasfrakion habe 
in einem weiteren Land. Ünd fast nur noch Schulbaufinanzierung sei kein ~an'des~eld, fes$estellt, dass die vorgesehenen Haus- 
freie Zuweisungen seien Garantie für kom- haltskürzungen im Frauenbereich nicht ak- 
munale Entscheidungsfreiheit. Der strikte Ewald Groth (GRÜNE) warf dem CDU-Red- zeptiert werden könnten. Es sei den GRU- 
Sparkurs der Kommunen verdiene Respekt ner Geisterdebatten vor und versprach sich NEN Haushaltspolitikerinnen gelungen, die 
2002 erhielten die Gemeinden 88 Millionen Ordnung durch die Gemeindefinanzreform geplanten Kürzungen zurückzuweisen und 
Euro mehr. Die Schulpau Zusammenhang mit dem 
500 Millionen erhöht. Die n „Häusliche Gewalt" zu- 
en konfus. Die gesamte nzusteilen. Dies sei ange- 
nur ein Volumen von eine erigen Rahmenbedingun- 

rvorragendes Ergebnis". 

inlsterin Birgit Fischer (SPD) er- 
Vorreiterrolle von NRW im Kampf 
walt gegen Frauen wolle man 
iesem Haushalt stärken und un- 

für den Schulbau. di 
werbesteuer und e 
Kommunen. ngebote im Gewaltbereich. 

die neue lnvestitio 
kratzt". Für Betroff 
ten sei eine besse 
den. Bei Gesetzen 
tailschärfe keinen Si 
sches oder soziales 
kennbar sei. 

innerte daran. dass alle 

gen auf Landes- und Kommunalebene. Kei- Existenzgründerinnen anbelange. lenwert. Dies zeige sich U. a. daran, dass trotz 
ner habe Patentrezepte. Schwierige Ent- .,schwierigster finanzieller Rahmenbedin- 
Scheidungen könne den Kommunen keiner Brigitte CapuntKltka (FDP) führte auq es gungen" auch 2002 wiederum Zuwächse 
abnehmen. würden .,haufenweiseu Briefe an Fraktionen vorgesehen seien. Anlass für Kürzungen sei- 

rreuen srenren rm nampr rur DeNrIIcnes weIrsmommen Uno gegen ~rnelrsioslg~e~r uno nausfrcne uewan (V. 1.1: nngeIIne uernnow (buvl. m e n ,  u rew~e  (irul, 
BrigIIte Cepum-Kilke (FLIP), Merlanne Hürien (CRUNE) und Freuenministerin mit Fischer (SPDJ Faios: Schdtte 



Michael Scheffler (SPD) betonte, in den 
zurückliegenden Monaten habe die Neu- 
aufstellung des Krankenhausplanes für 
NRW immer wieder im Zentrum der ge- 
sundheitspolitischen Diskussionen gestan- 
den. Auf der Grundlage der vorgelegten 
Rahmenvorgaben für die Krankenhauspla- 
nung könnten eine zukunftsfähige Kran- 
kenhausstruktur und stabile Versorgungs- 
anoebote auf hohem Niveau entwickelt wer- 
de;. 

Dr. Jana Pavlik (FDP) meinte, das gesamte 
Gesundheitswesen immer nur und aus- 
schließlich unter dem Aspekt der Kos- 
teneinsparung behandeln oder gar refor- 
mieren zu wollen, habe dazu geführt, dass 
man bereits in eine Zwei-Klassen-Medizin 
eingetreten sei. Der vorgegebene Personal- 
schlüssel bei den Alten- und Pflegeheimen 
reiche "hinten und vorne" nicht aus, um eine 
auch nur halbwegs patientengerechte Pfle- 
ge zu gewährleisten. 

Barbara Steiiens (GRÜNE) konnte nicht 
verstehen, was die Opposition in der Seni- 
orenpolitik vorschlage. Die Mittel für Seni- 

en die gesamtwirtschaflliche Situation, ein 
anderer Ausgleich der Finanzen zwischen "rG$nzzi Kommunen und Bund und eine Schwer- Se,m in 
punktsetzung auf Landesebene gewesen. war in Nordrheh-Wesm- 

len zu Gast und ist im 
Christian Lindner (FDP) erklärte, die Minis- Landtag von Vizwräsi- 
terin habe deutlich gemacht, dass sich die ~ d / ~ h  Mülleremp. 
Mittelkürzungen, insbesondere am Prinzip fangen worden. Der B ~ -  
der Zuständigkeit, orientiert hätten. Doch such der schlesischen 
was die Landesregierung beabsichtigt ha- pariamtarier diente 
be. habe in weiten Teilen darin bestanden, der Vertiefung der ZU- 
die Kosten und die Verantwortung auf die sarnrnenarbait beider 
Kommunen abzuladen. Das Land habe aber Seiten, die auf Regie- 
eine Verantwortung für die Auswirkungen, rungsebene irn Herbst 
die in der Praxis erfolgen würden. wenn es des Jahres 2000 einen 
sich aus seiner Mitfinanzierungsverantwor- Partnerschansvertrag 
tung herausstehlen würde. geschlossen haben. Des 

Gesprach im Düsseldor- 
Ute Koczy (GRÜNE) machte deutlich, der fer Landtag harte auch 
Haushalt habe Schwerpunkte, er mache das ziel dle Kontakte 

Kinder- und Jugendpolitik. Die Kürzungen - der Ebene 
konzentrierten sich auf wenige Stellen 

irJ 
der Exekotlve zu vertlefm sondern auch die Venreterinnen und Vertreter der LeglslarIve in Schlesien und 

dann aber „ordentlich zu Buche" SC Nordrheln- Wesffalen stdrker zusammenzuführen. - Unser Bildzeigt Mitglieder der Delegation aus Schle- 

Die Ministerin habe klargestellt, d sien auf der ZuhdrertnbUne des Landtags, wo sie die Planam'ebatte am 13. Dezember 2001 verfolgen 

Kürzungen aus finanzpolitische Foto: Schalte 
aus inhaltlichen Gründen so se 
seien. Brendel (FDP) fand, in den 

en Jahren seien zu lange 
Familienministerin Birgit F ert worden, „die nunmehr 
erklärte, man habe in dies ten, die wir mit erneuter öf- 
deutig Schwerpunkte ges erung lösen müssen". Skep- 
mit entsprechenden Erh Fraktion bei der Ob- 
den gewesen. Die Schw sozialen Wohnungsbau; 

ur Subjektförderung kom- 
ie Städtebauförderung 

d durch die Einbezie- 
n Grundstückfonds er- 

uch er hofite auf die Er- 
uetekommission .Zukunft 

Gesundheit melspacher (GRÜNE) 
esamt rund 240 Millionen 
U lasse sich eine Menge 

Rudolf Henke (CDU) Umbau von Siedlungen 
derungen für das Gesundheit I. Die Herausforderungen seien 
den in den kommenden Jahren nd vielfältig, der Minister sei gut 

wie angekündigt, für die nächsten 
die Mittel dafür zu bündeln. Diese 
ung und laufende Programme hätten 

Ziel, die Städte zu revitalisieren. 

te an der Politik der Ministerin Fischer. ..das Bauminister Dr. Michael Ves~er  (GRÜNE) 
sie so~kritiklos gegen~ber oem sino, wasrol- betonte, Wohnungs- und ~tadteba~,  seien 
grüne Gesundheitspolitik in 6erl.n exerz ert". Bernd .Die eines der wichtigsten Felder der Landespo- 

Baliwirtschaft bekommt i o m  Wohnungs- 
markt in Nordrhein-Westfalen nicht die not- 
wendigen Impulse. Die Landesregierung tut 
nichts für ein positives Investitionsklima" 
Der Umbau des Systems des öffentlich ge- 
förderten Wohnungsbaus sei notwendig. 
Der Bauminister sei dazu nicht in der Lage. 
Die Landesregierung habe versucht - un- 
ter Vespers Duldung -, dem Wohnungs- 
bauvermögen des Landes 60 Millionen 
Mark zu entziehen; das habe man in einer 
konzertierten Aktion zu verhindern gewusst 
und damit die Substanz des ~ohnuhgsbau- 
vermögens fur 2002 und danach gerettet. 

Wolfgang Röken (SPD) nannte die Eck- 
punkte des Wohnungsbauprogramms sei- 
ner Fraktion: Ausweitung eines für untere 
und mittlere Einkommensgruppen be- 
zahlbaren Wohnungsangebots, gezielte 
Förderung von Eigentum für die Ballungs- 
Zentren, Umstrukturierung der Wohnsied- 
lungen der 50er-Jahre, Rückbaumaß- 
nahmen zur Attraktivitätssteigerung der 
Wohnsiedlungen der 60er- und 70er-Jahre 
sowie Fördermittel des sozialen Wohnungs- 
baus für sozial verträgliche Mieten im Be- 
stand. 

litik; Arbeitsmarkt sowie wirtschaftliche und 
soziale Entwicklungen würden hier beein- 
flusst. Der Minister verwies auf die zahlrei- 
chen Programme der Landesregierung, die 
auf eine sehr erfolgreiche Wohnungsbau- 
politik zurückblicken könne. Spätestens ab 
2003 gebe es nicht mehr den klassischen 
sozialen Wohnungsbau für neue Projekte. 
auch gegen die Subjektförderung habe er 
nichts. Vesper rief in Erinnerung: .Die Woh- 
nungswirtschaft handelt anders als andere 
Wirtschaftszweige mit einem sozialen Gut, 
auf das man nur um den Preis der Men- 
schenwürde verzichten kann." Der Etat 
messe dem sozialen Wohnungsbau weiter- 
hin einen angemessenen Stellenwert bei. 

Kultur 

Richard BlOmer (CDU) geißelte die Versu- 
che des Landes, den Kommunen zusätz- 
liche Lasten-aufzubürden: bei den Bibliothe- 
ken und im Denkmalschutz. Das sei. ange- 
sichts der Lage der Städte und Gemeinden, 
von der Landesregierung .,dreist". Im Einzel- 
nen wandte er sich der Theaterförderung 
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zu: Hier müsse die Regierung die Probleme tionen auf erkennbare Erfordernisse auf. cher leben könnten, würden neue Stellen 
der theatertragenden Städte zur Kenntnis bemängelte sie. geschaffen, 270 Millionen Mark gebe es in 
nehmen, um die lebendige Theaterland- den nächsten Jahren zusätzlich, wobei Poli- 
schaft in NRW auf Dauer zu erhalten. Kultur- Ina Meise-Laukamp (SPD) zeigte Ver- zei, Verfassungsschutz, Feuerwehr und Ka- 
politik dürfe sich nicht auf die Förderung ständnis für die Anträge, die die Opposition tastrophenschutz im Brennpunkt stünden. 
von "Leuchttürmen und Events' beschrän- gestellt hat: Die Koalition könne sich gut vor- Der Abgeordnete dankte in diesem Zusam- 
ken. stellen, mehr Mittel einzusetzen: „Aber wir menhang Polizei und Feuerwehr für ihre Ar- 

folgen diesen Anträgen nicht, weil wir der beit und sprach ihnen dafür großen RespeM 
Manfred Böcker (SPD) zeigte sich froh, Meinung sind, dass unsere Anträge in Gän- aus. 
dass der vorgelegte Kulturhaushalt die Viel- ze ein sinnvolleres Paket sind, das die 
falt im Lande sichere und Breite und Spitze Sportpolitik in Nordrhein-Westfalen voran- Horst Engel (FDP) ergänzte, seine Fraktion 
berücksichtigt Im Vergleich zu anderen bringen wird." In den Beratungen sei es um wolle mit 50 Millionen Euro deutlich mehr 
Bundesländern könne man sehr gut mithal- einen gerechten Verteilungsprozess zwi- Mittel für die innere Sicherheit ansetzen. 
ten. Wenn man den "Theaterdonner" der schen Breitensport, Talentsichtung und Zudem sollte dieser Bereich von der globa- 
Opposition einmal beiseite lasse, dann ste- Talentförderung gegangen. len Minderausgabe verschont beiben. Mehr 
he fest: .Bis auf Ihre Wünsche und Forde- Geld werde auch benötigt, um die Versäum- 
rungen nach mehr Geld für einzelne Berei- lngrid Pieper-von Heiden (FDP) sagte, die nisse der Vergangenheit aufzuarbeiten. Im- 

griffsflächen geboten." sich aus der Fläche zurückziehe, schlechter 
werdende Altersstruktur und hoher Anteil 

viele finanzielle Belastungen 

men. um vorzuführen 

ministeriums sein. Mehr wäre sicher besser 
gewesen, „aber mehr war nicht drin". 

men an die Gemeinden ausoezahlten Mittel ~~ -~ ~ ~~ ~~- U ~ ~ -  ~- 

in ~ o h e  von pauschal 10000 Euro - die Innenminisfen~m Justizministerium 
gingen aber nicht verloren, weil derselbe, 
Betrag aus der Städtebauförderung an die 
Kommunen gehe. Also: Keine Kappung, Theo Kruse (CDU) bescheinigte dem In- Peter Biesenbach (CDU) urteilte, der Etat 
sondern eine andere Svstematik des Ge- nenminister eine neaative Bilanz. Der woliti- des Justizministers sei ein weiteres Beisoiel 
meindefinanzierungsgeietzes. 

Sport 

Dr. Annemarie Schraps (CDU) qualifizierte 
jeden Jubel um den Sporthaushalt, der 
nach Mitteilung der Landesregierung um 
drei Millionen Euro gehoben worden sei 
(Schraps: Davon allein 3,8 Millionen als Zu- 
schuss für die Olympia Rhein-Ruhr), als 
"unangebracht und verfrüht". Bei steigen- 
den Sportler- und Trainerzahlen sei Stagna- 
tion Rückschritt. Sie fragte nach Unterstüt- 
zung für die Vereine, die von der Landesre- 
gierung aufgefordert worden seien, neue 
Tendenzen und Trendsportarten in ihr Pro- 
gramm aufzunehmen. Keine Ansätze auch 
für den Schulsport und für die unumgängli- 
che Sport-Eliteschule. Weder im Leistungs- 
noch im Breitensport weise der Etat Reak- 

sche Wille zu einer chrchgreifenden ~erwal- 
tungsreforrn mit entsprechendem Geset- 
zesabbau sei in NRW nicht zu erkennen: 
.Die Regelungswut von Rot-Grün ist nach 
wie vor ungebrochen." Bei der Feuerwehr 
schiebe die Landesregierung die Verant- 
wortung den Kommunen zu. Bei der inneren 
Sicherheit werde die Reaieruna den sicher- 
heitspolitischen IierausforderÜngen nicht 
gerecht. Die versprochenen Stellen bei der 
Polizei würden durch Umschichtungen an 
anderer Stelle vorgenommen; die zugesag- 
ten Mittel für die Termrismusbekämpfung 
seien im gleichen Umfang im Haushalt wie- 
der zu kürzen. 

Jürgen Jentsch (SPD) sah das anders: Im 
Haushalt würden mit Augenmaß die ent- 
sprechenden Weichen dafür gestellt, dass 
NRW erneut dem Anspruch gerecht werde, 
.das sicherste Land in dieser Republik zu 
sein". Damit die Menschen auch morgen si- 

für die Handlungsunfähigkeit der ~andesre- 
gierung und .Dokument der Mangelverwal- 
tung". Die Justiz müsse trotzdemund gera- 
de ihren Modernisierunasweo fortsetzen. ih- 
re Funktionsfähigkeit e;halt& und in ihrer 
Rolle als dritte Gewalt im demokratischen 
Gemeinwesen gestärkt werden. Außerdem 
sei die Situation irn Strafvollzug zu verbes- 
sern. Mit diesem vorliegenden Etat, so der 
Abgeordnete, könne nicht eines dieser Ziele 
wirklich erreicht werden. An keiner Stelle 
des Haushalts sei ersichtlich, welchen Bei- 
trag der Justizrninister zur Terrorismusbe- 
kämpfung leisten wolle. Kurz: In NRW habe 
die Justiz keine Lobby. Die CDU lehne den 
Haushalt ab. 

Frank Sichau (SPD) kündigte an, das Pro- 
gramm Justiz 2003 gehe planmäßig weiter: 
Es werde, so der Abgeordnete, ein Pro- 
gramm "Justiz 2006" folgen müssen, .um 
Dokumentation und Archivierung an die In- 
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sene grunasatziicn eine sperl 
Besetzungen auf frei werd 

:ileri für 24 Monate vor. Wenn man auei 
!iterlese, finde man zahlreiche Ausnah- 

- ~~aregelungen, unter denen eir- --'-.-- 
~her, Besetzung möglich sei. 

.-.. .ühr- 
jer Lage. Sybille Haußmann (GRÜNE) ei 
itschädi- Opposition habe den ganzen Tag i 

n Vormünder. reichen mehr Stellen aeforden. 
?rten - könne stellen sicHiefür den Haushalt V< 
urch die neue chen hier hin und beklagen, dass wir 
,darf geschaf- mehr Stellen abbauen". Man habe ii 

noch 11 200 kw-Vermerke zu realisieren. Nur 
-Mnn man es schaffe, im Personalhaushall 

E) nahm r_Ja rs zu halten, .,bleiben uns und den nachfol- 
n Anlass, c nden Generationen Handlungsspielräume 
?kte weiter un- ' oolitische Prioritätensetzunoen erhalten'. - 
ionzepte der 
neidung aus- Znnanzrninister Peer Steinbrück (SPD) be- 
besten ehren- tonte, die CDU fordere 9850 neue Stellen. 
itzuna bei der Diese seien nicht seriös aeaenfinanziert. Im 
demStrafvoll- nächsten Jahr werde ma'n 67'5 Stellen netto 
freien Straffäl- abbauen. Dabei sei all das, was man an zu- 
Unterstützung sätzlichen Stellen bewerkstelligen wolle, 
. Die Zahl der eingerechnet, "insbesondere im Lehrerbe- 

I sie reich. insbesondere in beiden Paketen Ter- 
ilen rorismusbekämpfung eins und zwei". 

formationstechnologie anzupassen". Zwi- Gisela Walsken (SPD) betonte, dieses Jahr nem Haushalt zu tun habe, der "eigentlich 
schendurch werde man ein einheitliches sei sicherlich auch für die Personalpolitik ein Dokument des finanzpolitischen Ver- 
Legitimationcverfahren für den elektroni- relativ schwierig. Der Personalhaushalt für sagens ist und der uns hier deutlich macht, 
schen Schriftverkehr entwickeln müssen. Im das kommende Jahr sei solide. Man habe dass Sie am Ende sind". Dieser Haushalt 
Justizvollzug gehe es um die Umsetzung nach wie vor nicht in dem Tempo kw-Stellen sei .so hart an die Kante gefahren worden", 
des 1999 auf den Weg, gebrachten Pro- abbauen können .wie wir das alle vielleicht dass er im Vollzug wiederum verfassungs- 
gramms zum Abbau der Uberbelegung. An- gerne sehen würden". Aber man habe es im widrig werde. Der Haushalt werde ein Do- 
gesichts der .Erblasta von 16 Jahren kon- letzten Jahr geschafft, deutlich mehr Stellen kument des politischen Versagens blei- 
sewativ-liberaler Regierung im Bund sei abzubauen. ben. 
man in NRW auf einem guten Weg. 

Angela Freirnuth (FDP) machte deutlich, Emin Siekrnann (SPD) betonte, trotz er- 
Jan Söfiing (FDP) erkannte im Strafvoll- die FDP mahne seit Jahren an, die Perso- warteter erheblicher Steuerminderein- 
zug eine "tickende Zeitbombe*; Obwohl die nalkosten zu senken. In der Realität stiegen nahmen könnte der Haushaltsentwurf unter 
Bediensteten dort eine Million Uberstunden sie beständig an und ersticken jeglichen die Uberschrih gestellt werden: .Erfolgreich 
vor sich her schöben. gehe die Gesamtzahl Handlungs- und Gestaltungsspielraum. Die sparen für die Zukunft unserer Kinder." Dies 
der Stellen um 98 zurück. Seine Fraktion Explosion der Versorgungs- und Personal- sei nur erreichbar geworden durch 
fordere hier 100 Stellen mehr. Die terroristi- ausgaben sei die Spätfolge der Stellenex- .schmerzliche' Programmkürzungen und 
sche Bedrohungslage werde nicht berück- pbsion in-Haushalts- ein Haushaltsbegleitgesetz. Die SPD sei 

Gerichtsbarkeit und bei den Staatsanwalt- 

Sybille Haußmann 
schwierige Haushalts 
ihre Fraktion konsequ 
terstützt, .die sich 

an hier auch sozial und 

gesenkt werden. Haftvermeidung hellack-Platte mit ziemlich vie- 
Ubrigen auch der Vermehning von n". Man habe den Eindruck, die Er- 
vorzuziehen. 

drei Millionen Euro zur Zugangssicherung 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften und 
zwei Millionen Euro für die Sicherheit insge- 
samt hin. Die CDU sei in ihrer Darstellung 
weit weg von der Realität - .so weit wie 
noch nie. Herr Biesenbach". Eine Million 

sei die Hälfte - und die Hälfte davon sei zu 
vergüten. Der Minister: .wir sind mit Nach- 

Uberstunden im Vollzug gebe es nicht, es 5 

druck dabei, den Ursachen auf den Grund 
zu gehen'. Bei den Betreuungskosten sei 
man auf Bundesebene bemüht, zu einer 
neuen Regelung zu kommen. 

Steiienpläne ', . : .  . .: . 

Helmut Stahl (CDU) stellte fest, die Politik 
sei eingeklemmt zwischen festen Aus- 
gabenblöcken. Der gewichtigste sei der 
Block der Personalausgaben. Die Regierung ~ n ~ & - $ ~ ~ ~ ~ ~ & ~ ~ ~ ~ B ' w ~ c r e n  *.#&,&+ verweise in diesem Zusammenhang auf kw- der~,,,,,,whnK&blnetFClome,,,~t,m~ ~ , 2 m m c ~ ~ w - w ~ ~  Vermerke, die zu realisieren seien. Wenn ~ S p O d a r L M d e s ~ w a b n - a U u r l l , ~ ~ w ~ ~ ~ n i n t ~ R  
man es hochrechne und die Ziele erreichen teferins d.n m e e c f e r s ~ n d o I ~  -m uRclnstnrsc.%WenaI)rsRü, 
wolle, die die Regierung erreichen wolle, D~* bklbpdBT8mBire - 
merke realisiert werden. Allein bei dieser und Schu/m/&erh, we Beh/er.. o w m n e r  b-wete J 

I 
müssten bis 2005 zusätzlich 50 000 kw-Ver- ß m t  wm pammg a / f m w , ~ e t t s r ~ m  

Zahl sei klar, dass das Scheitern .so sicher ßane-derL-. 
. . .  

mto:Sch(M% 
feststeht wie das Amen in der Kirche". 

je1 (CDU) sagte 
uiie einqestehen, dass er 

alt werde r 
erschuldui 
Fchriti in d 
Jng versr 
achfolgende Gc 
ie fortgesetzte 

nesfalls. 

Riidiger Sagei 
habe eine sehr ! 

tion. Dennoch hz 
wogenen und ve 
legt Solide Finar 
Natürlich müsse 
ökologisch iirnsi 
dieser 

Finan; 
meinte 



Reeionalverkehr 

Metrorapid 

Drei Meter 
Machbarkeit 
Zur Abgabe der Machbarkeitsstudie, die 
für den 18. Januar 2002 geplant ist, kün- 
digte Günter Scherrer namens der Gutach- 
ter den Abgeordneten im Unteramchuss 
Metrorapid drei Meter Material an, darunter 
20 Aktenordner für die Pläne in NRW. 
Staatssekret&r J6rg Hennerkes teilte mlt, 
das Land lasse zusi4Wkh dle Anbindung 
von Leverkusen. Fluuhafen Kdln/Bonn und 
.optional'~onnpr~fen. Die Vorstudie dazu 
werde noch vor Weihnachten europaweit 
ausgesd>r/eben 

Der Metrorapid sei keine Konkurrenz für das 
Reaionalnek sondern ein Nahmkehrswo- 
du# schlo& Dipl.-lng. Hans Könlgs ( ~ u t -  
achter) in der w n  Gerhard Wrth (Sm) gelei- 
teten Silzung am 11. Dezember seine-aw- 
fiihrllchen Infcmationen über den Ausbau 
des ~anillel zum ae-ten Metrorand ver- 
laufenden Schie&nahverkehrs (1 5-~inu- 
ten-TaM, Veriängening von S-Bahn-Strecken. 
zehn Millionen Zuakilometer mehr) eb. 
Die ~bgeordneten"äumen sich fm G d e n  
und Ganzen zufrieden mit den Auskünften 
Eine Frage von Gerhard Wächter (CDU), 
warum im Bundeshaushait 2002 keine Mittel 
für den Marorapid veranschlagt seien, be- 
antwortete Peter Elchenseher (GRÜNE) mit 
dem Hinwels, In Berlln werde Ober Zlnser- 
sparniawt aus den UMTC-Onnahmen nach- 
gedacht Elchenseher hieil das Projekt für 
machbar bei vertretbarem Kosten-Nutzen- 

Verhältnis. Das Konzept sel in den letzten 12 
Monaten stark verbessert worden. Der Ver- 
kehrsverbund Rheln-Guhr sehe nun von ei- 
nem .KomforlzuscNag* ab. Bei der Ent- 
scheidung Im Landtag, die für Mitte FebNar 
vorgesehen ist misse die Finanzierung 
aber unterschrieben auf dem T M  Ilogen. 
Zu Sorgen der Perlamentarlsr wegen 
Nachteilen für andere Streclm segte 
Staatssekretär Hennerkes, dle Beschaf- 
fungspibe für den vom Lan- be- 
schlossenen Integralen Ta!&hrplan lF 2 
seien bis 2006 vom Ministerium 
grammierl Der ITF 2 werde 2003 abge- 
schlossen sein, wenn die Fahrzeugbe- 
schaffung für den Metrorapid anstehe. Pe- 
tsr Eichenaeher (GRÜNE) regte an, das 
Thema Ersatz für den ab 2003 wegfallen- 
den Interregio auf dle Tagesordnung Im 
Verkehrsausschuss zu setzen. 

Viele Anträge zum Haushalt abgelehnt 
Der Haushalts- und Finanzausschuss beriet in rnehrstündiger Sitzgng am 6. Dezember über 
die Ergebnisse der Beratungen in den Fachausschüssen und die Anderungsantrage der vier 
Fraktionen. Mit der Mehrheit aus SPD und GRÜNEN nahm er den so geänderten Haushalts- 
entwuri 2002, der mit 1. und 2 Ergänzung ein Volumen von 48,323 Euro hat, zur 2. Lesung 
an. Zur 3. Lesung wurden in der von Volkmar Klein (CDU) geleiteten Sitzung arn 14. Dezern- 
ber keine weiteren kostenwirksamen Änderungsantrage gestellt. Bei der Abstimmung über 
das Gemeindefinanzierungsgesetz 2002 fehlte der Mehrheit eine Stimme. 

Einstimmig beschlossen die Fraktionen, Zentralstelle für die Vergabe von Studien- 
auf Vorschlag des F~nanzministers die Ein- ~lätzen (DS)  eins~aren. wobei die FDP 

Die kwshak. . .. , . . ..... . . . . ... .. . 
sem ~ a h r b s w n d e n r & m  auchrrap~du 
beMen ErgBnzungsvo~n, so dsso as W Ge 
sprddisbedsrf m» iinatmninkier Peer Steirr 
b&k 8.) 0&h hier mii dem f-n 
Sprecher der SPD Emet-MaMn WnWm Dk, An- 
derung daP Kmanharrsgmemrci duroh ah, 
Ha&- 20(n wurde von der 
CDu-op-Ww. Fat0:SoMllo 

stellungsverpflichtungen von Schwerbe- die ~ ü n d i ~ u n s  des'staat~vertra~s mit der 
hinderten um 50 auf 200 ZU erhöhen. Dazu ZVS und die CDU die Beshränkuna auf 
werden im Umfang der nicht eriuilten Quo- 
te Planstellen und Stellen in allen Ressorts 
in den Steilenpool umgesetzt Anderungs- 
anträge von CDU und FDP zum Personal- 
haushalt Lehnte die Mehrheit aus SPD und 
GRUNEN in der Sitzung am 6. Dezember 
erwartungsgemaß ab. Die FDP wollte zum 
Beispiel 250 neue Angestelltenstellen für 
Verwaltungsaufgaben bei der Polizei so- 
wie 50 beim Datenschutz und drei beim 
Verfassungsschutz. CDU und FDP wollten 
gemeinsam 10,5 Millionen Euro fur die 

Tischtennis-Finale im Landtag 
.Ja, ist denn schon wieder WhnacMen: wunderten sicn die Sporifiwn& Im Landtag, 
ak dle E i n l a d u ~ h ~ b e n  zum ~ t e n n i s ~ ~ m e i t u r n i e r  über die Sd,reibtische zu wan- 
derten. Auf ~ochglam pollert wies dle Meistemphao den eus d e n  ßependenCBn her- 
beieilenden Splelerlnnen und Spielern em 7. Dezember den Weg in die Sportkrippe des 
Landtags. Bescheidene Ausst8itung. kein Presserummd, noch nlcht einmal Oohs und 
Esel sahen zu, als ein neuer Champlon gekOa wurde. 

Das war vieiieicht auch ganz gut so, denn 
was da anden Platlan geboten wulde, M- 
re d b s t  für soich bekannterman ner- 
venstarke Zeitzeugen zu aufregend ge- 
wesen. Qegpkit wurde naoh dem ne- 
ten Regelwerl<, W dessen Einhaltvng 
Thomas Schneider wie der Erz- 
gel Michad &er das for zum Paracües. 
W o f  F i ~ , n a a h d e m m e h  
Aufschlag, gezahlt wird nur noch bis I t. 
Das neue Reglement verhieß alles andere 
als Beschauiichkel im Advent Für die 
Spieierinnen und S p i e r  hieß das, die 
Taktik von der Marathon- auf die Sprlnt- 
strecke umzustellen. Und die Schieds- 
richter mussten unter Beweis steilen, dass 
sie neben der 5er auch die 2er b i h e  des 

kleinen Eimmalehs beherrschten. Fünf- 
zehn Spielerllnnen sWrzlsn sich an dle 
Plattan, alle gaben sle ihr Bestes, aber 
nach t e m p o n ~ m  Spiel niussten slch 
Barbara Abblng. lnnpard Bkn, Cyrll Coh,  
Andrea Glenda, Mo- HeBhaus, üirgit 
Hielscher, Mouia L W  Jung, Claudla 
Kamen, Lydim Klein. Mohael bndwehr 
und W Steven gsrcbiagm geben 
Im ersten Halbtinate unterlag Thomas 
Schneider, als lupenreiner Ameteur nicht 
ganz unemrartet, dem professionell auf- 
spielenden Manfred Mündelein. Im zwei- 
ten Halbfinale galt der Schnibbelkanig 
Georg W e r a  zwar als Favorit, dem der 
Gegner Bernd Hallwass aber nach seinen 
he~onagenden Leistungen im liaining 

Rahmenbedingungen forderte. ~ b ~ i e h n t  
wurden auch der CDU-Antrag, einen Lehr- 
stuhl für islamische Religionspädagogik 
einzurichten, ein FDP-Antrag, das ganze 
Programm .Geld statt Steilen' mit einem 
Volumen von 133 Millionen Euro zu strei- 
chen, und ein CDU-Antrag, zur Unterrichts- 
garantie die Stellenreserve wieder einzu- 
richten und hierfür 3950 Stellen aus dem 
Programm ,,Geld statt Stellen" zu verwen- 
den. 

durchaus Paroli bieten könnte. Diesmal 
gelang Hallwass der Einzug ins Finale 
zwar noch nicht, aber er machte ein- 
drucksvoll deutlich, dass man in Zukunft 
mit ihm wird rechnen müssen. 
Mündelein gegen Widera - es waren 
wirklich die W e n ,  die an diesem späten 
Nachmittag im Finale aufeinander trafen. 
Aber wie schon so 04 endete für den sich 
stets so sciuverän in die Flnalkämpfs vor- 
spielenden Oeog Wldera dea Rn& mit 
einer Niederlage. W b  es dwia Ist Matn- 
fred Mündelein durch die VermiMmg nlcht 
zu schlagen. AllenWb dun% .dte Politik 
deren Tischbennis8pbzYiltBn aber leider 
diesmal nicht teilnehmen konnten. Be- 
scheiden machteder neue Champion sei- 
nen Schläger für den Eriolg verantworillch. 
Völlig Obemscht wurden die Spieler 
durch den Besuch des Nikolaus, der mit 
seinen Gaben dafür sorgte, dass für nie- 
manden das weihnachtliche Turnier zur 
Leidensgeschichte wurde. Dass Michael 
Landwehr bei der schönen Bescherung 
gefehlt hatte, fiel den meisten erst hinter- 
her in der Tangente auf. ib 



lntegrationsoffensive 

Integrationsoffensive: An der Umsetzung w 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in einer großen Kraftan- 
strengung Mitte des Jahres gemeinsam die lntegrationsoffensive 
zustande gebracht. Im Konsens aller vier Fraktlonen wurde ein 
umfassendes Programm verabschiedet, das konkrete Schritte 
zur Integration jener zwei Millionen Mitbürgerinnen und Mitbürger 
benennt die einen ausländischen Pass haben und hier in Nord- 
rhein-Westialen unter uns leben. - Ein halbes Jahr nach Verab- 
schieduno der hteorationsoiiensive im Plenum zieht .Landtaa in- 
tern= im Gesprilch-mit den vier mlgrationspoiitlschen ~prechern 
Vera Dedanwala (SPD), Wllli Zyla/ew (CDU), Dr. Ute Dreckmann 
(FDP) und Jamal Karsli (GRONE) eine vorldufige Bilanz. 

Dr. Ute Dreckmann (FDP) findet es gar nicht sind, die Sprache 
-- verwunderlich, dass der Landtag so zu lernen. Willi Zyla- 

I rasch und einfach 
einen gemeinsa- 
men Nenner gefun- 
den hat: Nordrhein- 
Westfalen habe eine 

d lange Geschichte 
der Migration und 
darum viel Erfah- 
ung, auf diesem 
5ebiet. Vera Dedan- 
b'ala (SPD) wertet 
3s als positiv, dass 
3s im Land gelun- 
Jen ist, sich den 
Menschen zuzu- 
wenden, die schon 
zum Teil seit 
Jahrzehnten hier le- 

Wilii Zylajew ben. Sie fänden jetzt 
endlich als Person 

. eit und Zuwendung - „und 
das in einem politischen Konsens. Das 
macht diese Offensive bedeutend und ein- 
zigartig. denn kein anderes Bundesland hat 
so etwas". Für Willi Zylajew ist heraushe- 
benswert, dass sich die Fraktionen aufein- 
ander zu bewegt, ihre eigenen Positionen 
überdacht und nach Annäherungsmöglich- 
keiten gesucht haben. Dies sei im Interesse 
der Gesellschaft und besonders der Zuwan- 
derer geschehen. Jamal Karsli findet es gut, 
„dass wir alle in den vier Fraktionen uns ei- 
nig sind und dass wir alle mit dem Ergebnis 
zufrieden sind". 
Karsli fährt fort, mit der Integrationsoffensi- 
ve machten die Landtaas-hn-fir*n-*-n 
deutlich, dass Mi- 
granten Teil der Ge- * 
sellschaft sind, und 
auf sie nicht ver- 
zichtet werden kön- 
ne. Unsere Gesell- 
schaft könne es 
sich nicht leisten, 
die Ressourcen, 
Potentiale und 
Chancen, die die 
Migrantinnen und 
Migranten einbrin- 
gen, brach liegen zu 
lassen; sie müssten 
genutzt werden. 
Dieser Effekt,, sei 
mehr als ein Aqui- 
valent für die Inves- 
titionen, die für die 
lntegration zu leisten sind. Die .Auf- 
nahmegesellschait" müsse sich darüber 
klar werden, dass für die lntegration stärke- 

Vera hdanwda % 

jew sieht das Ziel 
der Integrationsof- 
fensive aus einem 
anderen Blickwin- 
kel: Mit der Offensive würden verlässliche 
Strukturen für eine Integrationsförderung 
im Land NRW geschaffen, „dabei sind För- 
derungen und auch Forderungen fest- 
geschrieben", betont er. Dr. Ute Dreckmann 
begrüßt, jetzt sei möglich, was man lange 
Zeit vernachlässigt habe: Dass wir die 
Menschen, die hier leben, wirklich als 
gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger 
akzeptieren, „dass wir uns auf der gleichen 
Augenhöhe begegnen". 
Auswirkungen der nordrhein-westfäli- 
schen lntegrationsoffensive auf die Bun- 
despolitik, wo zurzeit um das Zuwande- 
rungsgesetz gerungen wird, sind durchaus 
beabsichtigt. .Wenn der Wille in Berlin da 
ist, Gemeinsamkeit zu erreichen, dann 
wird sie erreicht werden", zeigt sich Vera 
Dedanwala überzeugt: .Was wir dazu bei- 
tragen können, tun wir." Dr. Ute Dreckmann 
macht darauf aufmerksam, dass sich viel 
von dem von der FDP in der letzten Wahl- 
periode des Bundestags vorgelegten Ge- 
setzentwurf in dem Konzept wiederfindet. 
„ich bin mir ziemlich sicher, dass wir das in 
Berlin auch hinbekommen. An der FDP 
wira es jedenfalls nicht scheitern." In die- 
selbe Kerbe schläat Jamal Karsli. wenn er 
feststellt: ,Wenn esallein an meiner Partei 
liegen würde, wäre das überhaupt kein 
Problem." Er wünsche sich, dass die Zu- 
wanderung nicht zum Wahlkampfthema 
wird, .dann haben wir vieles gewonnen, für 
die lntegration und für die Zukunft unseres 
Landes". Willi Zylajew berichtet von der In- 
itiative des Arbeitskreises Migration der 
NRW-Fraktion in der Berliner CDU/CSU- 
Fraktion, in der er für die Offensive gewor- 
ben hat. Die Werbetrommel hat er aber 
nach eigenem Bekunden auch in Mün- 
chen gerührt. wo er die Kollegen der CSU- 
Fraktion ins Bild gesetzt hat. Die SPD- 
Sprecherin berichtet von einer Aktion, in 
der alle Landtagsfraktionen mit dem Wort- 
laut der nordrhein-westfälischen Integra- 
tionsoffensive versorgt worden sind. Denn 
die seien über den Bundesrat in das Zu- 

lird schon gearbeitet 

stimmungsverfahren zum Zuwanderungs- 
aesetz einaebunden. 
Aber nichtnur in fremde Reviere dringt die 
Kunde unter die Menschen - das eigene 
Haus wird keineswegs vernachlässigtl Der 
CDU-Sorecher erwähnt das durchwea oo- 
sitive ~ c h o ,  das der Dialog der ~rakti&'mit 
über 50 gesellschaftlich relevanten Grup- 

re Anstreng~ngen als bisher notwendig pen gefunden hat. Alle Kommunen in NRW 
sind. nimmt Vera Dedanwala den Faden seien anaeschrieben worden mit der "drin- 
auf. ~ i e  Migranten selber müssten sich genden bitte, dass man Stück für Stück 
stärker zur lntegration hinwenden, etwa da- an der Integrationsoffensive arbeitet". Die 
durch, dass sie in größerem Umfang bereit Sprecherin der SPD gibt ihre Erfahrung 

wieder, dass in den Städten und Gemein- 
den des Landes schon konkret an der Um- 
setzung gearbeitet wird, wobei man dort 
sehr froh darüber ist, dass die Offensive 
von allen getragen ist: Sie gerate dann vor 
Ort nicnt in den oolitischen Streit. Von ab- 
ten ~rfahrungen mit der lntegration -im 
Ruhrgebiet weiß die FDP-Sprecherin zu 
berichten. Dort sei die Bevölkerung traditio- 
nell ziemlich durchmischt, „wir leben fried- 
lich und freundlich miteinander". Als Wahl- 
kreisabgeordnete besuche sie viele Mo- 
scheen und nehme dazu immer Freunde. 
Bekannte und Parteimitglieder mit. So wer- 
de der Dialog gefördert und man gehe mit 
größerer Bereitschaft aufeinander zu. Der 
Sprecher der GRUNEN merkt an, nach den 
Ereignissen vom 11. September müsse der 
Dialoa verstarkt aesucht werden. Dabei sei 
auf dTe .Sprache zu achten: Begriffe wie 
,,Asyiantenschwemme" oder „Ausländer- 
problem" sind diesem Dialog nicht förder- 
lich. Diesem ersten Schritt des Dialogs und 
des Abbaus von Vorurteilen folge der zwei- 
te, die Umsetzung der beschlossenen 
Maßnahmen. Dafür brauche man die Mittel 
.,und die müssen gefunden werden. Denn 
wenn wir jetzt nicht investieren. werden wir 
später ein Vielfaches aufwenden müssen". 
Vera Dedanwala macht noch darauf auf- 
merksam, dass jetzt an die Medien appel- 
liert werden muss. das Thema Integration 
aufzugreifen und inhaltlich in der Offent- 
lichkeit zu diskutieren. 
Als das Gespräch darauf kommt, welche 
konkreten Schritte in allernächster Zukunft 

zu unternehmen 
sind, wird von den 
vier Sorechern ein- 
hellig 'auf die ho- 
he Bedeutung der 
Sprache bei den 

I Integrationsbestre- 
bungen hingewie- 
sen. Für Jamal 

t l  
Karsli ist sie die 
wichtigste Voraus- 
setzung für Integra- 
tion überhaupt. Für 
die Schule wünscht 
er sich dringend, 
.dass wir den isla- 
mischen Religions- 
unterricht zustande 
bringen". Nach dem 
Erlernen der Spra- 

che ist es aber auch wichtig, betont Dr. Ute 
Dreckmann, dass die jungen Menschen 
anschließend einen Ausbildungs- oder Ar- 
beitsplatz bekommen. Migranten müssten 
ihre Religion leben können; Städte müssten 
begreifen, dass neben Kirchen auch Mo- 
scheen als Neubauten entstehen können - 
nicht nur am Rande der Kommunen im 
ausgewiesenen Gewerbegebiet. Vera De- 
danwala fordert von der Politik, sie müsse in 
der lntegration das Ressortdenken überwin- 
den: hier sei die Zusammenarbeit aller ge- 
fordert. Und Willi Zylajew hält es für eine 
Aufgabe, weiterhin nüchtern und sachlich 
die Integrationsdefizite zu analysieren. We- 
gen der Lage der öffentlichen Haushalte 
seien die Mittel nur durch Umschichtungen 
zu beschaffen. Der Sprecher erwähnt zum 
Schluss den Standpunkt seiner Fraktion, 
dass die Wahrnehmung von Integrationsan- 
geboten auch eine gewisse Verpflichtung 
für Migrantinnen und Migranten beinhaltet: 
Wer davon keinen Gebrauch macht, müsse 
mit Sanktionen rechnen. 
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irpräsident Wolfgang Clement (SPD), 
RW müsse in Zukunft besser abschnei- 

xhdern die Geschäftsordnung des en als bisher. 
indtags irn vergangenen Jahr geändert 
~rde, tagen die Ausschüsse grundsätz- in Antrag von SPD und GRÜNEN zum 
h öffentlich. hema "Gender Mainstreaming', einem 

neuen Denkansatz bei der Gleichstel- 
Moers fand die traditionelle Haushalts- lungspolitik in NRW, wurde an alle Fach- 
nusur des Haushalts- und Finanzaus- ausschüsse überwiesen. 
:husses (Vorsitz Volkmar Klein, CDU) 
stt. Finanzminister Steinbrück teilte mit Der Wirtschaftsausschuss (Vorsitz Dr. 
iss das Land NRW erstmals eine auf Helmut Linssen,CDU) beriet federiührend 

tionale Anleger ausgerichtete An- über einen Vorstoß von SPDIGRUNEN 
dlegen würde. zur Mittelstandsförderung. Die Opposition 

itonte damit die fundamentale B 

, .  . '  

n U"., ..""U.. 

uden 

hrung des 
Tnem der Bundesregie~unggeplanten Ge- 
M& änkedosenpfands wqde qbgelennt 

r Rechnung Zu Landtagmrahl im Jahr 2000. Die 4 
'- 

ink im di- ben stiegen um 1,4 auf 96,1 

)er Landwirtschaftsausschuss (Vorsit; 
Aarie-Luise Fasse, CDU) forderte in eine 
;ondersitzun,g „alle erforderlichen Schrit 
t, um ein Ubergreifen der Maul- uni 
:lauenseuche auf NRW und Deutschlanc 
:U verhindern". Aus diesem Grund soll6 
;ich die Bundesregierung bei der EU 
:ommission für die Zulassung vor 
jchutzimpfungen einsetzen. 

April 

Die Enquetekommission .,Zukunft der 
Städte in NRW" konstituierte sich (Vorsitz 
Dr. Axel Horstmann, SPD). 

Im Unterausschuss „Landesbetriebe und 
Sonde~ermögen" des Haushaltsaus- 
schusses (Vorsitz Ganter Garbrec 
stellte der Direktor den Aufbau d 
desbetr~ebs Straßenbagdar 

4 

Sondersltzung - des lnnenausschu 
TVorsitz Klaus-Dieter stall'+ CDU) 
Verfahren gegen den B i e i d h ~ ~ r  Pni 
präsidenten Horst Kruse. I! 
Fritz Behrens (SPD): Fr hsl 

r Kinder- I 
?s siebten 

ierichts der Landesr 
=n lnhten den Rerir nn iedoch 

giger 

die Lupe genommen. Als große Problem -. 



Jahresrückblick 

Sperrzeiten vorsieht, vertagt 
b l i c h  des Weltkindertages kamen ' 

- Nach mehrstündiger unter dem Motto Freunde über alle Gren- Besuch bei der Parlamentarischen Grug 
wusster Aussprwhe 
Risiken der Bio7 u 

den von Ministerpeident Clement befür- te gegen Rechtsextremismus Und Frem- .Offen& Bahn". 
worteten Import von Stammzehn aus Is denfelndlihkeit vor. Uhtetden Gastenwar 
rael zu unterstutzen. CDU und GRUNE auch Paul Spiqgel der Vorsitzende des Kommt Olympia im Jahr 2012 naE 
stimmten dagegen. Die Politik solle sich Zentral-der Judendn Qeu&&land. D a  NRW? Alle Fraktionen des Landtags sin 
Zeit zum Nachdenken l a w n d  m&@$f&e qsiMische Ragmmm ,Gemeinsam für Olympische Spiele a 

wurde vor dem H der W g -  Rhein und Ruhr". 
Erste Lesung des Informationsfreiheits- nisse des 11 Se r Terroran- A.~A- , L 

gesetzes im Landtag Der Entwurf von schlttge in den d, November 
SPD und GRUNEN sieht vor. dass die Bur- b 

rden die Bürgerinnen und Bürger in 
zlichen Ancpruc drhein-Westfalen zukünftig Behörden- 

ange von ihrem Heim-PC aus per Inter- 
t erledigen können? Der Innen- und der 
edienausschuss hörten unter der Lei- 
ng der Vorsitzenden Klaus Stallmann 
DU) und Claudia Nell-Paul (SPD) Ex- 
ten zum Thema .e-Government" (Ab- 

Kßnzsnlrationslsyler rerschlep rden, wicklung von VerwaltungsaMen mit elek- 
b s u c h t e ~ ~ ~ l  l h s  des €iO%esta- tronischen Hilfsmitteln) an Der großie Be- 

Der neue Vorstandsvorsitzende der 
WestLB, Jürgen Sengera, trug dem Haus- 
halts- und Finanzausschuss Einzelheiten 
der neuen Unternehmenskonzeption vor. 
Eine Dringliche Anfrage der CDU-Fraktion 
zu den Chancen der Rettung der Charter- 
Fluglinie LTU und Nachfragen der Abge- 
ordneten beantwortete Finanzminister 
Peer Steinbrück (SPD). Städtebauminis- 
ter Dr. Michael Vesper (GRÜNE), musste 

rg?ea d ~ 5 & M a f l s  lihlerdeutschlands auf 
dte S m i m  %ff tandtag Landtags- 
prgsident Ulrich Schmlci$ ,,Wir bitten fur 
das, was Sb in unserei*$tadten erleben 
mussten, um VergebunM 

bVeverordnung ein 4 

_ ten Abgeordnete der 
ktionen kritisierten die Verordnung 

- als dwerklich und fachlich unzulang- 
l i c u d  forderten Umweltrninisterin ~ a r -  

n (GRÜNE) auf, die Verordnung zu 

Letzte der 
#ndtayPeln bundesweit 
* en fur die dauerhafte 
ktearation von Miarantinnen und Miaran- 

" ?DU) hörte Sachvers 

ratungsbedarf entstand rund um die Fra- 
genkomplexe Datenschutz, Datensicher- 
heit und Rechtsverbindlichkeit. 

Unter dem Eindruck der Terroranschlage in 

schutz und Polizei in NRW wurde einstim- 
mig an den Innenausschuss uberwiesen 

D. GRUNE und FbP lehnten nach lan- 
ger D bette den CDU-Antrag „Zukunft det 

ohle verlangt Klarheit der Finanzie- 2 
rung" ab Darin forderte die Union 
verbindliche Finanzierungszusagen vw 
Bund und Land. Minlgerprasident Wolf7 
gang Clement (Sm) betonte, NRW waUe 
eine Pers~eklive fur die Steinkohle-Ai. 
kunft bis 201 5. 

zum Thema .Kostenentwicklung beim 
Neubau der NRW-Landesvertretung in 
Berlin" Rede und Antwort stehen 

Die Landesregierung wird in Zukunft ei- 
Integrationsbeauftragtefn berufe1 

Dies beschloss der Ausschuss fur Migrz 
tionsangelegenheiten ( ritta A 
tenkamp-Nowicki SPD). Das Vor- 
m von allen Fraktionen unterstützt. 

Der Landtag stimmtc?einer gemeinsame 
Entschließung aller vier-Fr~Wionen zi 
wonach die Startbähnen 8S3-F häfe 
Dusseldorf, M ü n s t e r d ~ ~ a b r ü ~ d  R 
derbomri.sgeb@ut werden soß 

Insgesamt 23 äußerten 
sich bei der zung der 
Ausschüsse für Kommunal-. F . - und 
Sozialpolitik zum C W - A n t r a g T n a m t  
stärken '.Aktive Bümeraesellscha auf- 

Um Probleme beim Pflegewohngeld gin 
es unter anderem im Halbjahresberict 
des Petitioncausschusses, den Brigitl 
Herrmann (GRI INFI als st~llv~rtrotond 
Vodtzende vor 

Dezember 

Sitzungsmarathon irn Finanzausschus 
mit zahlreichen Anderungsantragen au 
den Fachausschüssen zum Haushalts 
entwurf 2002 und zweitagige Plenardc 

i .~elbstständi~e ~chuh".-ln NRW bauen". Oie ~x~er ten- l iehen zahlreiche batte zur 2. Lesung der ~infelpläne, bevc 
siien 300 Schulen und Sc@lträger erpro- Anregungen zur Verbesserung der Rah- der ~andeshaushait für das kommend 
en, ob und wie ihre Arbeicwnd insbeson- rnenbedingungen bei ehrenamtticw Jahr, erstmals in Euro, und zwar mit einer 
ere der Unterricht durch mehr Eigenver- und bürgers@ft!ic?m E ~ ~ ~ ~ : ' . P ~ - # o l u m e n  von 48,3 Milliarden Euro, un 
ntwortung verbessert werden kann. . ,. .-.-, .., . - .C ,  .:; ii..'X1'- '-.: .nach zahlreichen Anderungen der Park 

. ,Eine zweikiGge Antie der Aussch& mentarier am 19. Dezember in 3. Lesun 
Kk. T d h u t z  in der Verfa&,@S,, p e  für Frauen-, ~d~$ i l ienpo l i t i k  verabschiedet wurde. 

Landtag intern 18/2001 



Aus den Fraktionen *$r 

lrritationen werden durch Landeshundegesetz beendet 
Oie SPDLandragsfr&bn begru81 nach den Worten für dle rB. ein Zuchtverbot geh. und mit zehn welle 
ihrer agramoütischen Sprechenn h g a d  Schmid. ran Rassen auf der zweiten Liste. Daneben müsso es 
das in die Erarbeiiung eines Landeohundege4elzes allgemeine, verbindliche Regeln Für aile Hunde g% 
Bewegung gekommen isi .Wenn MiniSterin Hbhn sehr ben. forderte Schmid. Dezu gehöre Oie Vereiche- 
baid einen ~eseaesautvorlea~ und das zeichnet sich runosofllchl der C h i ~  und der Sachkundenachweio 
derzeit ab, dann muss der ~aidtag nicht selbst einen den-die ~undehaitei zu erbringen hatten. .Das sind 
Entwurf eiarbeiten.. kommenöerte Schmid. Es sei die aus Sicht der SPO-Frekcion unverziohtbaren Eek- 
höchste Zeit, die lnitationen durch unmrscMedlime punkte eines Landeshundegesetres', untersIrich 
Reaekinaen in den Ländern und duich verwirrende I r m a ~  Schmid. Mit diesen alloemeinen. verbind- 
~akelisien zu beenden lichön Regeln werde die bisherlgi 2üer-14üer-Rege 
Die SPD-Fraktion faderte eine neue. in den Ländern lunQ WflüsslQ. .Wir brauchen keine drilte Lisle. die 
einheitliche Regeiung. Das s e ~  die beste Vorausse(- nac?i Gröüe ;nd Gemcht unierschetder, sagte 
zung dafür, gra81moglichen Schutz der Menschen Cchmid. 
vor gefährlichen Hunden zu gewahrleisten und Hun- * 
dehalter in dle Pflicht zu nehmen. Die lmminlster he S P D ~ s f r a k l h  sieht Ihre Enerniewlillk 
haben SI& auf ihrer letzten ~onfirenz darauf geei- durch das Urteil >es ~emanungagerich~ &hen in 
-10r. berichtete Schmid. Es solle in Zukunff mi Ras- Sachen Gerzweiler II erneut besmiiot .Dem künitioen 

gtnn>liir- uwimiuiiiyiniysntiuLugrwn nani nmiii uii 

Geseh zugrunde, deshalb sind auch 
gen gegen dieses GmBpmiekt vor 
tert. kommentierte SPü-FrektionsMrslhender Eda 
Moron Oie Entscheidung des V8MNngSgeriChtS Aa 
chen. Schon elne Klage von BüNONlS BOIDIE GAU 
NEN im Jahr 1995 sei-- Landssvec(assung6gench 
zurückgewiesen worden. Entgegen der Behauptun 
von GarzweHer Il-uegnern sei der Aufschluss d i i  
Tagebauas aus anarglepQlitischen Gründen notwen 
dig. Ein Verzicht auf die heimische Braunkohle wä 
aüs mindestens drei Grunden Jfrie~~~NvortllCh. 
Moron. Ohne heimixhe Braunkohie wäre die Abhän 
gigl<e!t von Impoilenergien so gm& dass Deuisohian 
auf diesem Mar!d zum Wlbel l  von internationale d 
Krutellinteressen würde. Außerdem sei mit Garzwelle 
II m e  WeRschO&tno verbunden. auf die wrr nfch 3 
verzichten wollen'. U& Mt &ier II verknüph se 
das o<Oüte ~rivat finanzierte Kraihvarks-Erneuennos 

iisten geben, mlt vler Rassen auf der ersten Liste. Braunkohletagebau Garrweiler W l iGe in  ordnun"~ 

CDU. Für Aufnahme von Kinderrechten in die Landesverfassun !P 
Dirn CDU-hndtagsfraMion setzt sich 
nachdrücklich für die zügige Aufnahme 
von Kinderrechten in die Landesvertas- 
sung ein. Sie fordert eine Verbindung mit 
den bereits In der Landesverfassung be- 
schriebenen Jugendrechten". In einem 
einstimmigen Fra!dionsbeschluss über- 
nimmt die CDU grundsätzlich den Inhalt 
des von den KoaiiiionshaMionen bemls 
im Landtag eingebrachten Gesetzent- 
wurfs zur Ergänzung der Landesverfas- 
sung. 

Antonius Rüsenberg, stelhrertretender 
Fraldbnsvorsitzender' machte . deutlich, 
das8 es die CDU nach der Anhörung von 

Experten in den zustgndigen Ausschüs- 
sen für dringend geboten hält die jetzt neu 
aufzunehmenden Xinderrechte' mit den 
bereits ki Artikel 6 der jetzigen Landesver- 
fassung beschriebenen .Jugendrechteq 
zu synchronisieren. SPD und BUNDNIS 
90lME GR~~NEN hHtten dies bei den 
internen Beratungen jedoch bisher striM 
abgelehnt 

Wie Wemer Josimeier, Sprecher der CDU 
im Hauotausschuss. feststellte. oreift die 
CDU die ~uffassung der ~xperi&i auf, die 
während der Anh15rung darauf hingewie 
sen hatten, dass eine formale Trennung 
zwiechen ,,Kindernn und Jugend', wie sie 

dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraklio- 
nen zugrunde liegt zu nahezu uniösbaren 
Abgrenzungeproblemen und zu sach- 
lichen Ungereimtheiten führen könnten. 

Rüsenberg: .Ich hoife, dass sich SPD und 
BÜNDNiS 9OIDIE QRÜNEN diesen Argu- 
menten noch anschl lW. An einer Sys- 
temfrage darf dle Aufnahme von Kinder- 
rechten in die Landesverfassung nicht 
scheitern. J e t  M die Koaiifion gefordert' 

Als Sfammzeil61>8pencPvBi ao R e m g  LeukBmie- 
kmkw hat s!ch euch Mwi6nne homeonStahl re- 
gkfhren lassen. Dr. J%na PRvllh Imemisfh aus 
Neuss und gaswrdhsltspaIIlisoha Spmchedn der 
FDPLandfa@imMlon, nahm knapp 700 Landtags- 
abgeordnefen und -mltsrbeltwn für die i)pk/erung 
des Knochennuhl eln f16mchBn EhR ab. PevWk hef- 

mimm So ~lnder  auf &M gee&em Spmdw, der 
quaslihr Gen-iwiiiingsainmuas Es* foü, warm 
dlareAMEonLsbDnRHtM~,888t8PavNrD1~ 



Ausstellungen im Landtag 
Unter dem Titel *Tiefse(h)en" zeigt der Land- 
tag ab 23. Januar kommenden Jahres bildne- 
rische Arbeiten psychisch kranker Straftäter 
aus dem Westfälischen Zentrum für forensi- 
sche Psychiatrie Lippstadt und dem Westfäli- 
scnen Tnerapiezentrum Marsberg .Bilstein". 
Mit oer Prasentation der Malerei und Obiekte 
des MaßreQelvollzugs der ~inr ichtun~en des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe wird 
der Versuch unternommen, die „Mauer" zwi- 
schen den forensischen Patienten und der 
Bevölkerung durchlässiger zu machen und 
durch diese Art des Kennenlernens Angste 
abzubauen. Die Ausstellung wird gemeinsam 
von Landtagspräsident Ulrich Schmidt und 
dem Vorsitzenden der Landschaftsversarnrn- 
lung Westfalen Lippe. Dieter Wurm, eröffnet. 

j, 
.WN lernen gemeinsam furs Leben" lautete 
das Mono der Fotoausstelluna. die 1/71 Land- 
tag zu sehen war. Die 30 groß?ormatigen Bil- 
der - auf dem unteren Foto einige Plakate, 
die auf das Thema aufmerksam machten - 
zeiaten beis~ielhaft lebensnahe htearation 
behinderter ' und nichtbehinderter knder  
und Jugendlicher verschiedenster Nationa- 
litäten und Kulturen in unterschiedlichen Le- 
bensbereichen. Initiator war der Oberhause- 
ner Verein "Gemeinsam leben - Gemein- 
sam lernen e. V. ", in dem sich Eltern, Lehrer, 
Ärzte, Pfarrer, Therapeuten und engagierte 
Bürger zusammengeschlossen haben, um 
sich für das Mit- und Voneinander-Lernen 
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne 
Behinderung einzusetzen. 
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I Porträt der Woche 

Es sind die harmlosen Fragen, die Carina 
Gödecke in Verlegenheit bringen. Solche, 
die nichts mit dem Beruf, sondern mit dem 
Leben zu tun haben. "Welche Hobbys ha- 
ben Sie?" Sie schaut überrascht, als habe 
sie ein längst vergessenes Wort wieder 
gehört. Dann lächelt sie und zieht an der 
Zigarette. "Lesen: erwidert sie. Doch die- 
se Standardfloskel überzeugt sie selbst 
nicht. Dann sagt Carina Gödecke: .Ich 
habe keine Hobbys mehr." Schließlich fällt 
Ihr eine Lieblingsbeschäftigung ein: 
.Schlichtweg nix tun, das ist Luxus." Das 
spärliche Privatleben beschränkt sich 
meist auf Ehemann Lothar. Freizeit kann 
sich die Parlamentarische Geschäftsführe- Carina Gödecke (SPD) 
rin der SPD-Fraktion kaum noch leisten, 
weil sie in ständiger Bereitschaft Ist. 
Müde wirkt die 43-Jährige trotzdem nicht. schienen waren. Die Außenwirkung war ih- 
Die Augen hinter der randiosen Brille bli- rer Meinung nach verheerend. Deshalb 
cken einen aufmerksam an. Ihre Wach- wird es eine ihrer zentralen Aufgabe sein, 
samkeit hat sich die 43-Jährige mit ei- die Unzufriedenheit in der Fraktion abzu- 
senharter Disziplin antrainiert. ,,Ich bin die bauen und die Kommunikation zu verbes- 
Erste, die kommt, und die Letzte, die geht'; sern. 
sagt Gödecke. Das bedeutet um sechs Uhr Den Landtag bezeichnet sie zuweilen als 
morgens aufstehen, gegen Miiiernacht .Kunstwelt, in der man sich verlieren 
einschlafen, sparsam Urlaub nehmen. Das kann". Deshalb wohnt Gödecke weiterhin 
Angebot des heutigen Fraktionschefs in ihrem Wahlkreis in Bochum; den Bezug 
Edgar Moron, die parlamentarische Ge- zum normalen Leben will sie nicht verlie- 
schäftsführung zu übernehmen, habe sie ren Dort hat sie von klein auf die politische 
überrascht, sagt Gödecke. Als Moron Mn Kärrnerarbeit für die SPD kennen gelernt. 
Untersuchungsausschuss zur Flugaffäre Dass sie 1974 als 16-Jährige die Partei- 
die Landesregierung gegen die Angriffe Mitgliedschaft beantragte, war eine 
der Opposition verteidigte, fiel ihm Göde- Selbstverständlichkeit. .Ich komme aus ei- 
ckes engagierte Hilfe auf. Moron kannte ner durch und durch sozialdemokrati- 
die Aufgaben und Belastungen eines Par- schen Familie': sagt Gödecke. 
lamentarischen Geschäftsführers, schließ- Die gebürtige Hessin zog 1962 mit ihrer 
/ich hatte er zu jener Zeit das Amt noch Familie nach Bochum, wegen Opel. Ihr Va- 
selbst ausgeübt. ter fing als Werksobermeister an und wur- 
Im März vergangenen Jahres, zwei Monate de Ratsmitglied in Bochum. Als die Firma 
bevor Moron zum Fraktionsvorsitzenden ihm deswegen Druck machte, übernahm 
ernannt wurde. begann Gödecke mit ihrer dle Mutter, eine eingefleischte Gewerk- 
Arbeit. Sie muss sich mit den anderen Par- schafterin, das Mandat. Tochter Carina 
lementarischen Geschäftsführern beraten, trat 1989 für sechs Jahre die Nachfolge 
als Mitglied des Ältestenrates zurrt sie die an. Zwischen 1986 und 1990 war sie 
Tagesordnung fest und teilt Redezeiten für Wahlkreis-Mitarbeitern des früheren Bo- 
die Plenartage ein. Sie koordiniert zudem chumer Landtagsabgeordneten und am- 
die Sitzungen in der 102-köpfigen SPD- tierenden Oberbürgermeisters Ernst-Otto 
Fraktion, setzt Themen fest und bemüht Stüber. 
sich um eine .gute Atmosphäre", Gödecke Mit den Tücken der Politik machte die stu- 
betrachtet sich als .Managerin': die ein dierte Lehrerin unangenehme Erfahrun- 
.mittelständisches Unternehmen" leitet. gen, als sie sich um Stübers Landtags- 
Immerhin stehen der Fraktion jdhrlich mandat bewarb. Damals seien von männ- 
sechs Millionen Mark zur Verfügung, 40 lichen Konkurrenten Sprüche gekommen 
Mitarbeiter werden hier beschäftigt. wie .Da kann ja auch meine Putzfrau kan- 
Eine entscheidende Aufgabe ist die didieren': erinnert sich Gödecke. Zierlich 
Rückendeckung für den Fraktionschef. ist die ÖN-Gewerkschafterin, aber nicht 
Nach Anslcht der Bochumerin reicht Loya- zimperlich. Gödecke setzte sich schließ- 
lität allein für ihren Job nicht aus. .Man lich durch und zog 1995 mit fast 60 Pro- 
muss sich gegenseitig blind vertrauen zent in den Landtag ein. 
können." Gödecke ist überdies für Moron In ihrer Zeit als einfache Abgeordnete hat 
die wichtigste SpBherin. Sie beobachtet sie die Konzentration auf ein Thema schät- 
die anderen Fraktionen, behält das politi- zen gelernt. Das fehlt ihrjetzt. .Ich muss ei- 
sche Geschehen im Auge und horcht in ne Generalistin sein: sagt Gödecke. Zu- 
die eigenen Reihen hinein. nehmenden Gefallen findet sie zwar an 
Dort ist seit längerem Kritik zu hören über der Haushaltspolitik, doch der Job als Par- 
die Fraktionsführung, die auch in die 6f-  lamentarische Geschäftsführerin behält 
fentlichkeit dringt. Am sichtbarsten wurde absoluten Vorrang. "Sachen, die man an- 
die Unzufriedenheit bei den Vorstands- fängt, muss man ordentlich machen", lau- 
wahien im November, als Moron nur 71.7 tet einer ihrer Glaubenssätze. Und trotz ih- 
Prozent Jastimmen erhielt. .Das war nicht res enormen Arbeitswillens besitzt Carina 
fair, sagt Gödecke, die mit 82,5 Prozent Gödecke eine Sicherung, um das gefürch- 
Zustimmung eines der besten Resultate tete Ausbrennen zu vermeiden: .Ich frage 
erzielte. Insbesondere ärgert sie, dass acht mich in kontinuierlichen Abständen: Was 
Abgeordnete zur Abstimmung nicht er- macht es mit mir?" Kristian Frigel 

I 



Geburtstagsliste 
vom 21. Dezember 2001 bis 27. Januar 2002 

21 .I 2. Gerhard Wirth (SPD), 50 J. 
22.1 2:Josef Wilp (CDU), 63 J. 
22.1 2. Horst Vöge (SPD), 54 J. 
23.1 2. Heinz Sahnen (CDU), 55 J. 
24.1 2. Hans Frey (SPD), 52 J. 
25.1 2. Heinz Wirtz (SPD), 58 J. 
29.1 2. Bodo Champignon (SPD), 60 J 
30.12. Oliver Keymis (GRÜNE), 41 J. 

1. 1. Claudia Nell-Paul (SPD), 48 J. 
6. 1. Günter Garbrecht (SPD), 52 J. 
7. 1. Rainer Schmeltzer (SPD), 41 J. 
7.  1. Christian Lindner (FDP), 23 J. 
8. 1. Hubert Schulte (CDU), 57 J. 
9. I .  Willi Zyiajew (CDU), 52 J. 

10. 1. Peer Steinbrück (SPD), 55 J. 
13. 1. Hans-Dieter Moritz (SPD), 62 J. 
13. 1. Volkmar Klein (CDU), 42 J. 
15. 1. Dr. Georg Scholz (SPD), 44 J. 
17. 1. Bernd Flessenkemper (SPD), 52 J. 
18. 1. Horst Engel (FDP), 55 J. 
19. 1. Karl-Heinz Rusche (SPD), 61 J. 
19. 1. Thomas Mahlberg (CDU), 37 J. 
20. 1. Hermann-Josef Arentz (CDU), 49 J. 
23. 1. Gabriele Gorcitza (SPD), 50 J. 
23. 1. Karl Peter Brendel (FDP), 47 J. 
24. 1. Urban-Josef Jülich (CDU), 62 J. 
24. 1. Barbara Steffens (GRUNE), 40 J. 
25. 1. Tanja Brakensiek (CDU), 33 J. 
27. 1. Hans-Peter Meinecke (SPD), 58 J. * 
Bodo Champignon 60 Jahre 
Bodo Champignon, SPD-Abgeordneter aus 
Dortmund, feiert am 29. Dezember seinen 
60. Geburtstag. Der gelernte Industriekauf- 
mann ist Mitglied des Landtags seit 1980 
und hat sich seitdem als Experte für Ar- 
beits-, Sozial- und Gesundheitspolitik profi- 
liert. Ais Vorsitzender leitet er den Aus- 
schuss für Arbeit, Gesundheit, Soziales und 
Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge sowie die Arbeitsgruppe 
Staatsbad Oeynhausen. Stellvertretendes 
Mitglied ist er im Petitionsausschuss, im 
Sport- und Verkehrsausschuss. Seit 1969 
ist er Mitglied der SPD. gehört seit 1994 
dem SPD-Landesvorstand an und wurde 
1995 in den Vorstand der SPD-Landtags- 
fraktion gewählt. * 
Gerd Wirth (SPD), im Märkischen Kreis 
1990 direkt gewählt, feierte am 21. De- 
zember seinen 50. Geburtstag. Nach einer 
Werkzeugmacherlehre besuchte er die 
Fachhochschule und widmete sich der So- 
zialarbeit, bevor er in die Politik wechselte. 
Im Landtag engagiert er sich vor allem in 
der Verkehrspolitik. Seit einem Jahr ist er 
Vorsitzender des Unterausschusses Metro- 
rapid, den er mit einer Vorliebe für deutliche 
Worte leitet. * 
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In neuem Glanz erstrahff dse wiüa Hoflon am W 
tags@Idenf UMch Sohmldt (oberes BHd I,) hat den 
terpräsidmfen Im Beiseln von 2MI Gasten em 18. D 
und zünftig mit nlederrheiirlsoher Kost PlanoMBngen u 
mar Alt (oberes Blld r.b Bel der Er6ffnmg wies der 
In dlasem fall euch als WerlkonseNeüveY - dem 

belierfnnen und Mlterbefiern ~Meroebracht: sie steht des Werenden  Augchgdaen Wvld w r  

Innenmhitehiur mltelnender auskommen, zelgi das unterb Fota mit terblpn M - W d n  vei 
schen Vertäielung der Räume, Fct08: ScMlte 

Gabriele Gorcitza (SPD), Landtagsabge- 
ordnete aus Herne, vollendet am 23. Januar 
ihr 50. Lebensjahr. Sie gehört dem Landtag 
seit 1990 an und ist Mitglied des Ausschus- 
ses für Arbeit, Gesundheit, Soziales und An- 
gelegenheiten der Vertriebenen und Flücht- 
linge. Ferner gehört sie dem Petitionsaus- 
schuss und dem Ausschuss für Umwelt- 
schutz und Raumordnung an. 

Landtag intern 18/2001 


